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noch Anlage 15

II. Adressat der Erstellungspflicht

Adressat der in § 4g Abs. 2 Satz 1 BDSG normierten Verpflichtung zur Erstellung und Führung eines Verfah-
rensverzeichnisses ist allein die verantwortlichen Stelle. Diese hat dem behördlichen Datenschutzbeauftragten
das Verzeichnis „zur Verfügung zu stellen“. Es ist daher nicht Aufgabe des behördlichen Datenschutzbeauftrag-
ten, die erforderlichen Angaben selbst zusammenzutragen und in dem Verfahrensverzeichnis zusammenzufas-
sen. Ebenso wenig ist es seine Aufgabe, das Verfahrensverzeichnis zu aktualisieren. Beides, sowohl Erstellung
als auch Aktualisierung obliegt der jeweiligen Behörde und kann am besten von den Fachreferaten und Organi-
sationseinheiten geleistet werden, die mit den jeweiligen Datenverarbeitungsverfahren befasst sind.

III. Inhalt des Verfahrensverzeichnisses

Der gesetzliche Inhalt des Verfahrensverzeichnisses ergibt sich aus § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 9 BDSG i.V.m. § 18
Abs. 2 Satz 1 BDSG. Die Sätze 2 und 3 des § 18 Abs. 2 BDSG erweitern den Inhalt des Verfahrensverzeichnis-
ses in der Bundesverwaltung um die Nennung der Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung, sehen andererseits
aber auch Vereinfachungen vor: So sind allgemeinen Verwaltungszwecken dienende automatisierte Verarbei-
tungen unter bestimmten Voraussetzungen nicht zwingend in das Verzeichnis aufzunehmen.

§ 4e Satz 1 Nr. 1 bis 9 BDSG zählt folgende Pflichtangaben für das Verfahrensverzeichnis auf:

Nr. 1 Name oder Firma der verantwortlichen Stelle,

Nr. 2 Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer oder sonstige gesetzliche oder nach der Verfassung des Unter-
nehmens berufene Leiter und die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten Personen,

Nr. 3 Anschrift der verantwortlichen Stelle,

Nr. 4 Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung,

Nr. 5 eine Beschreibung der betroffenen Personengruppen und der diesbezüglichen Daten oder Datenka-
tegorien,

Nr. 6 Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen die Daten mitgeteilt werden können,

Nr. 7 Regelfristen für die Löschung der Daten,

Nr. 8 eine geplante Datenübermittlung in Drittstaaten und

Nr. 9 eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht, vorläufig zu beurteilen, ob die Maßnahmen nach
§ 9 zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung angemessen sind.

In Ergänzung hierzu sind gemäß § 4g Abs. 2 Satz 1 BDSG die zugriffsberechtigten Personen zu benennen.

In das Verfahrensverzeichnis aufzunehmen sind auch Verfahren, die von anderen Stellen im Wege der Auftrags-
datenverarbeitung durchgeführt werden.

noch Anlage 15

1. Verfahren automatisierter Verarbeitung

Vorbehaltlich der Einschränkungen des § 18 Abs. 2 Satz 3 sind in dem Verfahrensverzeichnis gemäß § 4g Abs. 2
i.V.m. § 4e Satz 1 BDSG sämtliche Verfahren automatisierter Verarbeitung aufzuführen.

a) Automatisierte Verarbeitung

Den Begriff der „automatisierten Verarbeitung“ definiert § 3 Abs. 2 BDSG als die Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen.

Entscheidend für das Vorliegen einer automatisierten Verarbeitung ist - neben der durch technische Anlagen er-
folgenden Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung - die erleichterte Zugänglichkeit und technische Auswertbar-
keit der Daten im Datenbestand1. Eine automatisierte Verarbeitung ermöglicht, personenbezogene Daten pro-
grammgesteuert nach ihrem Informationsgehalt zu selektieren und unterschiedlich zu handhaben. Maßgeblich
ist daher, dass die erhobenen oder gespeicherten Daten programmgesteuert („automatisiert“) nach ihrem Infor-
mationsgehalt unterscheidbar oder auswertbar sind, die Anlage also über ein Programm verfügt, das in der Lage
ist, die dargestellten Inhalte in Abhängigkeit von ihren personenbezogenen Informationsgehalten zu behandeln.

Eine automatisierte Verarbeitung liegt daher nicht vor, wenn lediglich die Wirklichkeit abgebildet wird, ohne
dass eine inhaltsbezogene Datenverarbeitung automatisiert stattfindet. Dies betrifft insbesondere die reine Vi-
deoübertragung mittels analoger Videotechnik ohne Aufzeichnung2. Andere typische Beispiele, wie Kopier- und
Faxgeräte, haben sich infolge der technischen Entwicklung überlebt, da solcheGeräte mittlerweile standardmä-
ßig über einen digitalen Speicher verfügen, der eine automatisierte Verarbeitung ermöglicht.

b) Verfahren

In das Verzeichnis aufzunehmen sind gemäß § 4e Satz1 BDSG nur „Verfahren“ automatisierter Verarbeitungen.
Aufzunehmen ist daher nicht jeder einzelne automatisierte Datenverarbeitungsvorgang, sondern nur
„Verfahren“ automatisierter Verarbeitungen. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus § 18 Abs. 2 Satz 2 BDSG.
Soweit sich diese Vorschrift - im Gegensatz zu § 4g Abs. 2 i.V.m. § 4e Satz 1 BDSG - allgemein auf „automati-
sierte Verarbeitungen“ und nicht auf „Verfahren“ bezieht, ergibt sich daraus keine Erweiterung der Verzeichni-
serstellungspflicht auf jede einzelne automatisierte Datenverarbeitung. Die Begriffe sind synonym zu verwen-
den.

Eine Legaldefinition für den Begriff des „Verfahrens“ enthält das BDSG selbst nicht. Abgeleitet aus Art.  18
Abs. 1 der EU-Richtlinie 95/46/EG ist unter einem Verfahren die Gesamtheit von Verarbeitungen „zur Realisie-
rung einer oder mehrerer verbundener Zweckbestimmungen“ zu verstehen.

Durch die Verwendung dieses Begriffs soll sichergestellt werden, dass nicht jeder einzelne Verarbeitungsschritt
bzw. -vorgang, d.h. das bloße Erheben oder Übermitteln einzelner Daten, sowie jedes Verarbeitungsergebnis in
das Verfahrensverzeichnis aufzunehmen ist, sondern nur einer gemeinsamen Zweckbestimmung dienende „Ver-
arbeitungspakete“ oder Abfolgen von mehreren Verarbeitungsschritten3.

1  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 3 Rn. 15a; Dammann in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 3 Rn. 79 f.
2  Vgl. zur Videoüberwachung durch öffentliche Stellen des Bundes das Informationspapier der BfDI „Datenschutzrechtliche Grundlagen

der Videoüberwachung in der öffentlichen Verwaltung des Bundes“, Anlage 7 zur BT-Drs. 17/13000, abrufbar unter http://dip21.bundestag.-
de/dip21/btd/17/130/1713000.pdf.

3  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 4d Rn. 9a; Däubler, in: Däubler/Klebe/Wedde/Weichert, BDSG, 3. Aufl. 2010, § 4d Rn.  2;
Thüsing, Arbeitnehmerdatenschutz und Compliance, 1. Aufl. 2010, Rn. 490 ff; Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1.  Aufl. 2010, § 4d Rn. 13;
a.A. aber Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4d Rn. 6.
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sen. Ebenso wenig ist es seine Aufgabe, das Verfahrensverzeichnis zu aktualisieren. Beides, sowohl Erstellung
als auch Aktualisierung obliegt der jeweiligen Behörde und kann am besten von den Fachreferaten und Organi-
sationseinheiten geleistet werden, die mit den jeweiligen Datenverarbeitungsverfahren befasst sind.

III. Inhalt des Verfahrensverzeichnisses

Der gesetzliche Inhalt des Verfahrensverzeichnisses ergibt sich aus § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 9 BDSG i.V.m. § 18
Abs. 2 Satz 1 BDSG. Die Sätze 2 und 3 des § 18 Abs. 2 BDSG erweitern den Inhalt des Verfahrensverzeichnis-
ses in der Bundesverwaltung um die Nennung der Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung, sehen andererseits
aber auch Vereinfachungen vor: So sind allgemeinen Verwaltungszwecken dienende automatisierte Verarbei-
tungen unter bestimmten Voraussetzungen nicht zwingend in das Verzeichnis aufzunehmen.

§ 4e Satz 1 Nr. 1 bis 9 BDSG zählt folgende Pflichtangaben für das Verfahrensverzeichnis auf:

Nr. 1 Name oder Firma der verantwortlichen Stelle,

Nr. 2 Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer oder sonstige gesetzliche oder nach der Verfassung des Unter-
nehmens berufene Leiter und die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten Personen,

Nr. 3 Anschrift der verantwortlichen Stelle,

Nr. 4 Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung,

Nr. 5 eine Beschreibung der betroffenen Personengruppen und der diesbezüglichen Daten oder Datenka-
tegorien,

Nr. 6 Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen die Daten mitgeteilt werden können,

Nr. 7 Regelfristen für die Löschung der Daten,

Nr. 8 eine geplante Datenübermittlung in Drittstaaten und

Nr. 9 eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht, vorläufig zu beurteilen, ob die Maßnahmen nach
§ 9 zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung angemessen sind.

In Ergänzung hierzu sind gemäß § 4g Abs. 2 Satz 1 BDSG die zugriffsberechtigten Personen zu benennen.

In das Verfahrensverzeichnis aufzunehmen sind auch Verfahren, die von anderen Stellen im Wege der Auftrags-
datenverarbeitung durchgeführt werden.

noch Anlage 15

1. Verfahren automatisierter Verarbeitung

Vorbehaltlich der Einschränkungen des § 18 Abs. 2 Satz 3 sind in dem Verfahrensverzeichnis gemäß § 4g Abs. 2
i.V.m. § 4e Satz 1 BDSG sämtliche Verfahren automatisierter Verarbeitung aufzuführen.

a) Automatisierte Verarbeitung

Den Begriff der „automatisierten Verarbeitung“ definiert § 3 Abs. 2 BDSG als die Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen.

Entscheidend für das Vorliegen einer automatisierten Verarbeitung ist - neben der durch technische Anlagen er-
folgenden Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung - die erleichterte Zugänglichkeit und technische Auswertbar-
keit der Daten im Datenbestand1. Eine automatisierte Verarbeitung ermöglicht, personenbezogene Daten pro-
grammgesteuert nach ihrem Informationsgehalt zu selektieren und unterschiedlich zu handhaben. Maßgeblich
ist daher, dass die erhobenen oder gespeicherten Daten programmgesteuert („automatisiert“) nach ihrem Infor-
mationsgehalt unterscheidbar oder auswertbar sind, die Anlage also über ein Programm verfügt, das in der Lage
ist, die dargestellten Inhalte in Abhängigkeit von ihren personenbezogenen Informationsgehalten zu behandeln.

Eine automatisierte Verarbeitung liegt daher nicht vor, wenn lediglich die Wirklichkeit abgebildet wird, ohne
dass eine inhaltsbezogene Datenverarbeitung automatisiert stattfindet. Dies betrifft insbesondere die reine Vi-
deoübertragung mittels analoger Videotechnik ohne Aufzeichnung2. Andere typische Beispiele, wie Kopier- und
Faxgeräte, haben sich infolge der technischen Entwicklung überlebt, da solcheGeräte mittlerweile standardmä-
ßig über einen digitalen Speicher verfügen, der eine automatisierte Verarbeitung ermöglicht.

b) Verfahren

In das Verzeichnis aufzunehmen sind gemäß § 4e Satz1 BDSG nur „Verfahren“ automatisierter Verarbeitungen.
Aufzunehmen ist daher nicht jeder einzelne automatisierte Datenverarbeitungsvorgang, sondern nur
„Verfahren“ automatisierter Verarbeitungen. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus § 18 Abs. 2 Satz 2 BDSG.
Soweit sich diese Vorschrift - im Gegensatz zu § 4g Abs. 2 i.V.m. § 4e Satz 1 BDSG - allgemein auf „automati-
sierte Verarbeitungen“ und nicht auf „Verfahren“ bezieht, ergibt sich daraus keine Erweiterung der Verzeichni-
serstellungspflicht auf jede einzelne automatisierte Datenverarbeitung. Die Begriffe sind synonym zu verwen-
den.

Eine Legaldefinition für den Begriff des „Verfahrens“ enthält das BDSG selbst nicht. Abgeleitet aus Art.  18
Abs. 1 der EU-Richtlinie 95/46/EG ist unter einem Verfahren die Gesamtheit von Verarbeitungen „zur Realisie-
rung einer oder mehrerer verbundener Zweckbestimmungen“ zu verstehen.

Durch die Verwendung dieses Begriffs soll sichergestellt werden, dass nicht jeder einzelne Verarbeitungsschritt
bzw. -vorgang, d.h. das bloße Erheben oder Übermitteln einzelner Daten, sowie jedes Verarbeitungsergebnis in
das Verfahrensverzeichnis aufzunehmen ist, sondern nur einer gemeinsamen Zweckbestimmung dienende „Ver-
arbeitungspakete“ oder Abfolgen von mehreren Verarbeitungsschritten3.

1  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 3 Rn. 15a; Dammann in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 3 Rn. 79 f.
2  Vgl. zur Videoüberwachung durch öffentliche Stellen des Bundes das Informationspapier der BfDI „Datenschutzrechtliche Grundlagen

der Videoüberwachung in der öffentlichen Verwaltung des Bundes“, Anlage 7 zur BT-Drs. 17/13000, abrufbar unter http://dip21.bundestag.-
de/dip21/btd/17/130/1713000.pdf.

3  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 4d Rn. 9a; Däubler, in: Däubler/Klebe/Wedde/Weichert, BDSG, 3. Aufl. 2010, § 4d Rn.  2;
Thüsing, Arbeitnehmerdatenschutz und Compliance, 1. Aufl. 2010, Rn. 490 ff; Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1.  Aufl. 2010, § 4d Rn. 13;
a.A. aber Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4d Rn. 6.
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Da es somit entscheidend auf die Zweckbestimmung ankommt, ist der Begriff des „Verfahrens automatisierter
Verarbeitungen“ von einer Flexibilität und Offenheit geprägt, je nachdem, wie eng oder weit ein spezifischer
Zweck definiert wird. Der Daten verarbeitenden Stelle kommt daher bei der Erfassung automatisierter Verfah-
ren ein nicht unerheblicher Gestaltungsspielraum zu. Die Bezeichnung des Verfahrens in dem Verfahrensver-
zeichnis muss allerdings in jedem Fall so aussagekräftig sein, dass “Jedermann“, der nach § 4g Abs. 2 Satz 2
BDSG Einblick in das Verfahrensverzeichnis nehmen will, anhand der Angaben erkennbar sein muss, um was
für eine Art von Datenverarbeitung es sich handelt.

Als Beispiele für hinreichend aussagekräftige, in dem Verfahrensverzeichnis anzugebende automatisierte Daten-
verarbeitungsverfahren können beispielsweise Personalverwaltungssysteme, Elektronische Akten- und Daten-
trägervernichtungsverfahren, Zugangskontrollsysteme, Zeiterfassungssysteme, Gehaltsabrechnungssysteme,
Buchhaltungssysteme, Reisekosten- und -buchungssysteme, Verfahren zur Abwicklung von Kundenaufträgen,
Telekommunikationsanlagen zurTelefondatenerfassung sowie sonstige Systeme oder Arbeitsabläufe, die eine
geschlossene Struktur von Verarbeitungen zusammenfassen4, genannt werden.

Nicht zu den Verfahren automatisierter Verarbeitung zählen

• einzelne elektronische Dokumente oder Dateien,

• einzelne Verarbeitungsschritte bzw. -vorgänge, d.h. das Erheben oder Übermitteln bestimmter Daten5.

c) Ausnahmen

In das Verfahrensverzeichnis nicht aufzunehmen sind gemäß § 18 Abs. 2 Satz 3 BDSG solche automatisierten
Datenverarbeitungen, die allgemeinen Verwaltungszwecken dienen und für die keine Einschränkungen des Aus-
kunftsrechts nach § 19 Abs. 3 und 4 aufgrund eines besonderen Geheimhaltungsinteresses bestehen. „Allgemei-
nen Verwaltungszwecken“ dienen solche automatisierten Datenverarbeitungen, die grundlegende und allgemein
übliche Verarbeitungen betreffen6. Dazu zählen insbesondere Standardsoftware (Word, Excel, Outlook) sowie
interne Listen und Verteiler (Telefon- und Emailverzeichnisse, Personalbestand, Presseverteiler), sofern die
Verfahren nicht zweckbestimmt für eine konkrete programmgesteuerte Auswertung und Selektion nach Infor-
mationsgehalten genutzt werden (was z.B. über Filterfunktionen bei Excel möglich ist).

Eine Erleichterung besteht darüber hinaus für Verarbeitungen, die in gleicher oder ähnlicher Weise mehrfach
geführt werden. § 18 Abs. 2 Satz 4 BDSG lässt es genügen, dass die diesbezüglichen Festlegungen zusammen-
gefasst werden. Es reicht daher aus, dass die Existenz solcher Verarbeitungen einmal aufgeführt wird7.

4  Vgl. Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4d Rn. 26.
5  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 4d Rn. 9a; Thüsing, Arbeitnehmerdatenschutz und Compliance, 1. Aufl. 2010, Rn. 490 ff.;

a.A. Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4d Rn. 6.
6  Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 25.
7  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 18 Rn. 15.
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2. Verantwortliche Stelle

Der Begriff der „verantwortlichen Stelle“ ist in § 3 Abs. 7 BDSG legaldefiniert. Danach ist verantwortliche
Stelle jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten für sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder
dies durch andere im Auftrag vornehmen lässt. „Verantwortliche Stelle“ ist nicht diejenige Organisationseinheit
der Behörde, die die Daten tatsächlich speichert (z.B. Rechenzentrum), sondern vielmehr die Behörde, der diese
Organisationseinheit angehört, selbst - einschließlich sämtlicher Untergliederungen (Abteilungen, Dezernate,
Referate etc.) und unselbstständigen Zweigstellen8.

Nach § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 3 BDSG sollen exakte Angaben zu der verantwortlichen Stelle gemacht werden, die
jedermann eine zweifelsfreie Identifizierung und Erreichbarkeit der Stelle sowie der für das Verfahren zuständi-
gen Personen ermöglichen. Es bedarf insoweit der genauen Bezeichnung und Angabe der Anschrift der verant-
wortlichen Stelle. Die mit der Leitung der verantwortlichen Stelle betrauten natürlichen Personen sind ebenso
wie die jeweils mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten Personen mit Vor- und Zunamen anzuge-
ben.

Eine Angabe von dienstlichen Telekommunikationsverbindungen (Telefon, Telefax, E-Mail etc.) ist zwar aus-
drücklich nicht vorgesehen, aber grundsätzlich zulässig. Ebenso ist die Nennung der Person des behördlichen
Datenschutzbeauftragten, wenngleich sie gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, sinnvoll.

3. Zweckbestimmung

Nach § 4e Satz 1 Nr. 4 BDSG sind die Zwecke mitzuteilen, zu deren Erfüllung die jeweilige automatisierte Da-
tenverarbeitung erfolgt. Anzugeben ist also nicht lediglich ein aus dem Aufgabenbereich und der Tätigkeit der
öffentlichen Stelle allgemein abgeleiteter Zweck, sondern der konkrete Zweck des jeweiligen Verfahrens. Ein
solcher Verarbeitungszweck kann z.B. die Personalverwaltung sein.

Es sollte eine möglichst eindeutige und aussagekräftige Beschreibung der jeweiligen Zweckbestimmung erfol-
gen. Insbesondere sind ähnliche oder miteinander verbundene Verfahren durch eine entsprechende inhaltliche
Beschreibung voneinander abzugrenzen9. Eine spätere Zweckänderung ist unverzüglich im Verfahrensverzeich-
nis zu dokumentieren.

4. Betroffene Personengruppe und diesbezügliche Daten (  -  kategorien)

Die betroffenen Personengruppen sind aus den einzelnen Datenverarbeitungsverfahren abzuleiten. Maßgeblich
ist, dass die Beschreibung der Personengruppen im Hinblick auf das jeweilige Verfahren zur vorläufigen Recht-
mäßigkeitsbeurteilung hinreichend aussagekräftig ist und eine Abgrenzbarkeit schafft10.

8  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 3 Rn. 48.
9  Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 7.
10  Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8; Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 8.
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Da es somit entscheidend auf die Zweckbestimmung ankommt, ist der Begriff des „Verfahrens automatisierter
Verarbeitungen“ von einer Flexibilität und Offenheit geprägt, je nachdem, wie eng oder weit ein spezifischer
Zweck definiert wird. Der Daten verarbeitenden Stelle kommt daher bei der Erfassung automatisierter Verfah-
ren ein nicht unerheblicher Gestaltungsspielraum zu. Die Bezeichnung des Verfahrens in dem Verfahrensver-
zeichnis muss allerdings in jedem Fall so aussagekräftig sein, dass “Jedermann“, der nach § 4g Abs. 2 Satz 2
BDSG Einblick in das Verfahrensverzeichnis nehmen will, anhand der Angaben erkennbar sein muss, um was
für eine Art von Datenverarbeitung es sich handelt.

Als Beispiele für hinreichend aussagekräftige, in dem Verfahrensverzeichnis anzugebende automatisierte Daten-
verarbeitungsverfahren können beispielsweise Personalverwaltungssysteme, Elektronische Akten- und Daten-
trägervernichtungsverfahren, Zugangskontrollsysteme, Zeiterfassungssysteme, Gehaltsabrechnungssysteme,
Buchhaltungssysteme, Reisekosten- und -buchungssysteme, Verfahren zur Abwicklung von Kundenaufträgen,
Telekommunikationsanlagen zurTelefondatenerfassung sowie sonstige Systeme oder Arbeitsabläufe, die eine
geschlossene Struktur von Verarbeitungen zusammenfassen4, genannt werden.

Nicht zu den Verfahren automatisierter Verarbeitung zählen

• einzelne elektronische Dokumente oder Dateien,

• einzelne Verarbeitungsschritte bzw. -vorgänge, d.h. das Erheben oder Übermitteln bestimmter Daten5.

c) Ausnahmen

In das Verfahrensverzeichnis nicht aufzunehmen sind gemäß § 18 Abs. 2 Satz 3 BDSG solche automatisierten
Datenverarbeitungen, die allgemeinen Verwaltungszwecken dienen und für die keine Einschränkungen des Aus-
kunftsrechts nach § 19 Abs. 3 und 4 aufgrund eines besonderen Geheimhaltungsinteresses bestehen. „Allgemei-
nen Verwaltungszwecken“ dienen solche automatisierten Datenverarbeitungen, die grundlegende und allgemein
übliche Verarbeitungen betreffen6. Dazu zählen insbesondere Standardsoftware (Word, Excel, Outlook) sowie
interne Listen und Verteiler (Telefon- und Emailverzeichnisse, Personalbestand, Presseverteiler), sofern die
Verfahren nicht zweckbestimmt für eine konkrete programmgesteuerte Auswertung und Selektion nach Infor-
mationsgehalten genutzt werden (was z.B. über Filterfunktionen bei Excel möglich ist).

Eine Erleichterung besteht darüber hinaus für Verarbeitungen, die in gleicher oder ähnlicher Weise mehrfach
geführt werden. § 18 Abs. 2 Satz 4 BDSG lässt es genügen, dass die diesbezüglichen Festlegungen zusammen-
gefasst werden. Es reicht daher aus, dass die Existenz solcher Verarbeitungen einmal aufgeführt wird7.

4  Vgl. Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4d Rn. 26.
5  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 4d Rn. 9a; Thüsing, Arbeitnehmerdatenschutz und Compliance, 1. Aufl. 2010, Rn. 490 ff.;

a.A. Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4d Rn. 6.
6  Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 25.
7  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 18 Rn. 15.
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2. Verantwortliche Stelle

Der Begriff der „verantwortlichen Stelle“ ist in § 3 Abs. 7 BDSG legaldefiniert. Danach ist verantwortliche
Stelle jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten für sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder
dies durch andere im Auftrag vornehmen lässt. „Verantwortliche Stelle“ ist nicht diejenige Organisationseinheit
der Behörde, die die Daten tatsächlich speichert (z.B. Rechenzentrum), sondern vielmehr die Behörde, der diese
Organisationseinheit angehört, selbst - einschließlich sämtlicher Untergliederungen (Abteilungen, Dezernate,
Referate etc.) und unselbstständigen Zweigstellen8.

Nach § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 3 BDSG sollen exakte Angaben zu der verantwortlichen Stelle gemacht werden, die
jedermann eine zweifelsfreie Identifizierung und Erreichbarkeit der Stelle sowie der für das Verfahren zuständi-
gen Personen ermöglichen. Es bedarf insoweit der genauen Bezeichnung und Angabe der Anschrift der verant-
wortlichen Stelle. Die mit der Leitung der verantwortlichen Stelle betrauten natürlichen Personen sind ebenso
wie die jeweils mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten Personen mit Vor- und Zunamen anzuge-
ben.

Eine Angabe von dienstlichen Telekommunikationsverbindungen (Telefon, Telefax, E-Mail etc.) ist zwar aus-
drücklich nicht vorgesehen, aber grundsätzlich zulässig. Ebenso ist die Nennung der Person des behördlichen
Datenschutzbeauftragten, wenngleich sie gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, sinnvoll.

3. Zweckbestimmung

Nach § 4e Satz 1 Nr. 4 BDSG sind die Zwecke mitzuteilen, zu deren Erfüllung die jeweilige automatisierte Da-
tenverarbeitung erfolgt. Anzugeben ist also nicht lediglich ein aus dem Aufgabenbereich und der Tätigkeit der
öffentlichen Stelle allgemein abgeleiteter Zweck, sondern der konkrete Zweck des jeweiligen Verfahrens. Ein
solcher Verarbeitungszweck kann z.B. die Personalverwaltung sein.

Es sollte eine möglichst eindeutige und aussagekräftige Beschreibung der jeweiligen Zweckbestimmung erfol-
gen. Insbesondere sind ähnliche oder miteinander verbundene Verfahren durch eine entsprechende inhaltliche
Beschreibung voneinander abzugrenzen9. Eine spätere Zweckänderung ist unverzüglich im Verfahrensverzeich-
nis zu dokumentieren.

4. Betroffene Personengruppe und diesbezügliche Daten (  -  kategorien)

Die betroffenen Personengruppen sind aus den einzelnen Datenverarbeitungsverfahren abzuleiten. Maßgeblich
ist, dass die Beschreibung der Personengruppen im Hinblick auf das jeweilige Verfahren zur vorläufigen Recht-
mäßigkeitsbeurteilung hinreichend aussagekräftig ist und eine Abgrenzbarkeit schafft10.

8  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 3 Rn. 48.
9  Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 7.
10  Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8; Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 8.
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Es kann u.a. zwischen Mitarbeitern (Tarifbeschäftigte, Beamte), Bewerbern, Antragstellern, Petenten, An-
spruchsberechtigten, etc. differenziert werden. Personengruppen können jedoch auch anhand von speziell fest -
gelegten Kriterien definiert werden, die Gegenstand der Datenerhebung oder -verwendung sind (z.B. Einkom-
mens- oder Altersstrukturen)11.

Jeder Personengruppe sind sodann die sie betreffenden Daten oder Datenkategorien konkret zuzuordnen. Dazu
zählen z.B. die für den Verarbeitungszweck erforderlichen Identifikations- und Adressdaten, Geburtsdatum, Fa-
milienstand, Beruf, Vertrags-, Abrechnungsdaten, Angehörige, Sozialdaten, Steuerdaten, Einkommen,
Kfz-Kennzeichen, Versicherungs- oder Personalnummer etc.

Die Beschreibung der Datenkategorie muss so konkret sein, dass für jede Kategorie deutlich wird, welche perso-
nenbezogenen Daten über den Betroffenen bzw. die jeweilige Personengruppe gespeichert wird. Dabei muss
insbesondere ersichtlich sein, ob und ggf. welche sensiblen Daten nach § 3 Abs. 9 BDSG erhoben und verwen-
det werden.

5. Empfänger (  -  kategorien)

Empfänger ist gemäß § 3 Abs. 8 BDSG jede Person oder Stelle, die Daten erhält. Empfänger ist daher nicht nur
eine andere verantwortliche Stelle, sondern auch z.B. Auftragsdatenverarbeiter i.S.d. § 1 BDSG, Zweigstellen
oder Nutzer innerhalb derselben verantwortlichen Stelle. Auch Stellen mit Online-Zugriff zählen zu den regel-
mäßigen Empfängern12.

Eine namentliche Benennung des konkreten Empfängers ist nicht erforderlich13. Bei stelleninternen Empfängern
ist zur Klarstellung jedoch die Angabe der Funktionsbezeichnung zweckmäßig14. In Betracht kommt auch eine
Kategorisierung von gleichartigen Empfängergruppen, soweit die Bezeichnung hinreichend konkret und für Au-
ßenstehende verständlich ist und die Tragweite der Übermittlung erkennen lässt.

6. Löschfristen

§ 4e Satz 1 Nr. 7 verlangt eine Angabe über Regelfristen für die Löschung personenbezogener Daten. Gemäß
§ 20 Abs. 2 BDSG sind personenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig oder ihre weite-
re Kenntnis für die verantwortliche Stelle nicht mehr erforderlich ist. § 20 Abs. 3 bis 5 BDSG sieht Ausnahmen
von der Löschfrist für automatisiert verarbeitete Daten vor.

Sofern Löschfristen nicht spezialgesetzlich vorgegeben sind, lässt sich häufig nicht genau bestimmen, wann die
Kenntnis personenbezogener Daten zur Erfüllung der Aufgaben nicht mehr erforderlich ist. In diesem Fall sind
möglichst konkrete Löschfristen anhand einer Prognoseentscheidung anzugeben. Der Prognose sind allgemeine
Erfahrungswerte für die Erforderlichkeit der weiteren Speicherung zugrunde zu legen und nicht theoretische
Ausnahmefälle. Hierbei ist auch zu beachten, dass es sich bei der Angabe um eine „Regel“-Löschfrist handelt,
eine längere Speicherdauer im Einzelfall daher zulässig ist.

11  Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 8.
12  Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
13  Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 9; Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
14  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 4e Rn. 8; Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
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7. Datenübermittlung in Drittstaaten

§ 4e Satz 1 Nr. 8 BDSG fordert die Angabe der geplanten Übermittlungen in Drittstaaten. Dazu zählen alle Stel-
len außerhalb der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums
(EWR). Angaben sind also bereits dann zu machen, wenn es mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu einer
Übermittlung in Drittstaaten kommen wird. Bereits erfolgte Übermittlungen in Drittstaaten sind ebenso anzuge-
ben.

Anzugeben sind die Übermittlungszwecke, die betroffenen Datenkategorien und die Zielländer, um das Vorlie-
gen der Voraussetzungen der §§ 4b und c BDSG nachvollziehbar zu machen15. Ein pauschaler Verweis auf eine
Übermittlung „in alle Länder der Welt“ genügt nicht, da eine Prüfung der Zulässigkeit einer Übermittlung im
Einzelfall anhand des im Empfängerland bestehenden Datenschutzniveaus dann nicht möglich ist (§  4b Abs. 3
und 5 BDSG). Der Zeitpunkt und die näheren Umstände der Datenübermittlung müssen jedoch nicht angegeben
werden.

8. Allgemeine Beschreibung mit Blick auf §     9 BDSG

§ 4e Satz 1 Nr. 9 BDSG sieht eine allgemeine Beschreibung der vorgesehenen Datensicherungsmaßnahmen vor,
die eine vorläufige Beurteilung ihrer Angemessenheit ermöglichen soll. Ausreichend ist eine stichwortartige
Aufzählung anhand der Vorgaben in der Anlage zu § 9 BDSG.

9. Zugriffsberechtigte Personen

§ 4g Abs. 2 Satz 1 fordert für den internen Teil des Verfahrensverzeichnisses zusätzlich Angaben über die zu-
griffsberechtigten Personen. In Abgrenzung zu „Empfängern“ i.S.d. § 4e Satz 1 Nr. 6 BDSG (siehe
Punkt IV. 5.) sind zugriffsberechtigte Personen nach § 4g Abs. 2 Satz 1 BDSG in der Regel nur Angehörige der
verantwortlichen Stelle, die aufgrund ihrer Position oder Funktion Zugang zu bestimmten dafür relevanten Da-
ten haben16. Zu den zugriffsberechtigten Personen zählen aber auch Beschäftigte von Auftragnehmern einer
Auftragsdatenverarbeitung nach § 11 BDSG.

Die Angaben zu den zugriffsberechtigten Personen müssen so präzise sein, dass der behördliche Beauftragte für
den Datenschutz diese jederzeit hinreichend individualisieren kann.

10. Rechtsgrundlagen

Gemäß § 18 Abs. 2 Satz 2 BDSG ist die Rechtsgrundlage der automatisierten Verarbeitung anzugeben. Dies soll
die Prüfung durch die BfDI und den behördlichen Datenschutzbeauftragten erleichtern und trägt dem für Ein-
schränkungen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung bestehenden Gesetzesvorbehalt Rechnung17.

15  Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
16  Simitis, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4g Rn. 69; a.A. Wolff/Brink, BeckOK BDSG, Stand: 01.05.2013, § 4g Rn.27; Scheja, in:

Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4g Rn. 24.
17  Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 34.
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Es kann u.a. zwischen Mitarbeitern (Tarifbeschäftigte, Beamte), Bewerbern, Antragstellern, Petenten, An-
spruchsberechtigten, etc. differenziert werden. Personengruppen können jedoch auch anhand von speziell fest -
gelegten Kriterien definiert werden, die Gegenstand der Datenerhebung oder -verwendung sind (z.B. Einkom-
mens- oder Altersstrukturen)11.

Jeder Personengruppe sind sodann die sie betreffenden Daten oder Datenkategorien konkret zuzuordnen. Dazu
zählen z.B. die für den Verarbeitungszweck erforderlichen Identifikations- und Adressdaten, Geburtsdatum, Fa-
milienstand, Beruf, Vertrags-, Abrechnungsdaten, Angehörige, Sozialdaten, Steuerdaten, Einkommen,
Kfz-Kennzeichen, Versicherungs- oder Personalnummer etc.

Die Beschreibung der Datenkategorie muss so konkret sein, dass für jede Kategorie deutlich wird, welche perso-
nenbezogenen Daten über den Betroffenen bzw. die jeweilige Personengruppe gespeichert wird. Dabei muss
insbesondere ersichtlich sein, ob und ggf. welche sensiblen Daten nach § 3 Abs. 9 BDSG erhoben und verwen-
det werden.

5. Empfänger (  -  kategorien)

Empfänger ist gemäß § 3 Abs. 8 BDSG jede Person oder Stelle, die Daten erhält. Empfänger ist daher nicht nur
eine andere verantwortliche Stelle, sondern auch z.B. Auftragsdatenverarbeiter i.S.d. § 1 BDSG, Zweigstellen
oder Nutzer innerhalb derselben verantwortlichen Stelle. Auch Stellen mit Online-Zugriff zählen zu den regel-
mäßigen Empfängern12.

Eine namentliche Benennung des konkreten Empfängers ist nicht erforderlich13. Bei stelleninternen Empfängern
ist zur Klarstellung jedoch die Angabe der Funktionsbezeichnung zweckmäßig14. In Betracht kommt auch eine
Kategorisierung von gleichartigen Empfängergruppen, soweit die Bezeichnung hinreichend konkret und für Au-
ßenstehende verständlich ist und die Tragweite der Übermittlung erkennen lässt.

6. Löschfristen

§ 4e Satz 1 Nr. 7 verlangt eine Angabe über Regelfristen für die Löschung personenbezogener Daten. Gemäß
§ 20 Abs. 2 BDSG sind personenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig oder ihre weite-
re Kenntnis für die verantwortliche Stelle nicht mehr erforderlich ist. § 20 Abs. 3 bis 5 BDSG sieht Ausnahmen
von der Löschfrist für automatisiert verarbeitete Daten vor.

Sofern Löschfristen nicht spezialgesetzlich vorgegeben sind, lässt sich häufig nicht genau bestimmen, wann die
Kenntnis personenbezogener Daten zur Erfüllung der Aufgaben nicht mehr erforderlich ist. In diesem Fall sind
möglichst konkrete Löschfristen anhand einer Prognoseentscheidung anzugeben. Der Prognose sind allgemeine
Erfahrungswerte für die Erforderlichkeit der weiteren Speicherung zugrunde zu legen und nicht theoretische
Ausnahmefälle. Hierbei ist auch zu beachten, dass es sich bei der Angabe um eine „Regel“-Löschfrist handelt,
eine längere Speicherdauer im Einzelfall daher zulässig ist.

11  Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 8.
12  Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
13  Scheja, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4e Rn. 9; Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
14  Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 4e Rn. 8; Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
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7. Datenübermittlung in Drittstaaten

§ 4e Satz 1 Nr. 8 BDSG fordert die Angabe der geplanten Übermittlungen in Drittstaaten. Dazu zählen alle Stel-
len außerhalb der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums
(EWR). Angaben sind also bereits dann zu machen, wenn es mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu einer
Übermittlung in Drittstaaten kommen wird. Bereits erfolgte Übermittlungen in Drittstaaten sind ebenso anzuge-
ben.

Anzugeben sind die Übermittlungszwecke, die betroffenen Datenkategorien und die Zielländer, um das Vorlie-
gen der Voraussetzungen der §§ 4b und c BDSG nachvollziehbar zu machen15. Ein pauschaler Verweis auf eine
Übermittlung „in alle Länder der Welt“ genügt nicht, da eine Prüfung der Zulässigkeit einer Übermittlung im
Einzelfall anhand des im Empfängerland bestehenden Datenschutzniveaus dann nicht möglich ist (§  4b Abs. 3
und 5 BDSG). Der Zeitpunkt und die näheren Umstände der Datenübermittlung müssen jedoch nicht angegeben
werden.

8. Allgemeine Beschreibung mit Blick auf §     9 BDSG

§ 4e Satz 1 Nr. 9 BDSG sieht eine allgemeine Beschreibung der vorgesehenen Datensicherungsmaßnahmen vor,
die eine vorläufige Beurteilung ihrer Angemessenheit ermöglichen soll. Ausreichend ist eine stichwortartige
Aufzählung anhand der Vorgaben in der Anlage zu § 9 BDSG.

9. Zugriffsberechtigte Personen

§ 4g Abs. 2 Satz 1 fordert für den internen Teil des Verfahrensverzeichnisses zusätzlich Angaben über die zu-
griffsberechtigten Personen. In Abgrenzung zu „Empfängern“ i.S.d. § 4e Satz 1 Nr. 6 BDSG (siehe
Punkt IV. 5.) sind zugriffsberechtigte Personen nach § 4g Abs. 2 Satz 1 BDSG in der Regel nur Angehörige der
verantwortlichen Stelle, die aufgrund ihrer Position oder Funktion Zugang zu bestimmten dafür relevanten Da-
ten haben16. Zu den zugriffsberechtigten Personen zählen aber auch Beschäftigte von Auftragnehmern einer
Auftragsdatenverarbeitung nach § 11 BDSG.

Die Angaben zu den zugriffsberechtigten Personen müssen so präzise sein, dass der behördliche Beauftragte für
den Datenschutz diese jederzeit hinreichend individualisieren kann.

10. Rechtsgrundlagen

Gemäß § 18 Abs. 2 Satz 2 BDSG ist die Rechtsgrundlage der automatisierten Verarbeitung anzugeben. Dies soll
die Prüfung durch die BfDI und den behördlichen Datenschutzbeauftragten erleichtern und trägt dem für Ein-
schränkungen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung bestehenden Gesetzesvorbehalt Rechnung17.

15  Petri, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4e Rn. 8.
16  Simitis, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 4g Rn. 69; a.A. Wolff/Brink, BeckOK BDSG, Stand: 01.05.2013, § 4g Rn.27; Scheja, in:

Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 4g Rn. 24.
17  Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 34.
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IV. Aktualisierungspflicht

Das Verfahrensverzeichnis muss stets auf dem neusten Stand und vollständig sein. Es ist daher einer laufenden
Überprüfung und Aktualisierung zu unterziehen. Die verantwortliche Stelle hat dabei sicherzustellen, dass neue
Verfahren und Verfahrensänderungen unverzüglich zum Verfahrensverzeichnis gemeldet werden. Die Bereit-
stellung eines Verfahrensverzeichnisses ist daher keine einmalige, sondern vielmehr eine fortlaufende Ver-
pflichtung.

V. Veröffentlichungspflicht

Gemäß § 4g Abs. 2 Satz 2 BDSG hat der behördliche Datenschutzbeauftragte die in dem Verzeichnis enthalte-
nen Angaben nach § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 8 BDSG auf Antrag jedermann in geeigneter Weise verfügbar zu ma-
chen. Hierdurch soll ein Mindestmaß an öffentlicher Information gewährleistet werden (vgl. Art. 21 der EG-Da-
tenschutzrichtlinie).

Die Angaben sind nur auf Antrag verfügbar zu machen. Ein berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme muss
jedoch weder erklärt noch nachgewiesen werden.

Die Art und Weise des „Verfügbarmachens“ ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und daher dem Datenschutzbe-
auftragten überlassen. Auch wenn die Gewährung von Einsicht vor Ort grundsätzlich ausreichend ist, darf der in
§ 4 Abs. 2 Satz 2 BDSG normierte Informationsanspruch nicht durch Auswahl eines ungeeigneten oder unzu-
mutbaren Mittels des „Zugänglichmachens“ unterlaufen werden. Es ist daher empfehlenswert und im Einzelfall
auch geboten, die Angaben auf Verlangen postalisch oder elektronisch zu übermitteln oder im Internet zum Ab-
ruf bereit zu stellen. Dies trägt dem Prinzip der Bürgernähe Rechnung.

Vom Einsichtsrecht nicht umfasst sind die Angaben zu den technischen und organisatorischen Maßnahmen nach
§ 4e Satz 1 Nr. 9 BDSG sowie die Angaben über die zugriffsberechtigten Personen.

Die in §§ 6 Abs. 2 Satz 4, 19 Abs. 3 BDSG genannten Stellen (u.a. Sicherheitsbehörden) sind von der Veröf-
fentlichungspflicht ausgenommen, § 4g Abs. 3 Satz 1 BDSG.

VI. Verzeichnis nach §     18 Abs.     2 Satz     1 BDSG

Neben der Erstellung eines Verfahrensverzeichnisses haben öffentliche Stellen des Bundes gemäß §  18 Abs. 2
Satz 1 BDSG ein Verzeichnis der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen zu führen. Sinn und Zweck ist es,
v.a. dem behördlichen Datenschutzbeauftragten eine Übersicht darüber zu geben, an welchen Orten in der
Dienststelle personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden können.

Der Begriff der „Datenverarbeitungsanlage“ ist weit auszulegen18. Datenverarbeitungsanlagen sind alle An-
lagen, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden können19. Dazu zählen alle EDV-Anlagen
wie z.B. Arbeitsplatzrechner, Aktenerschließungssysteme, mobile Datenverarbeitungsanlagen, Videokamerasys-
teme, Server, Telefone, Faxgeräte, Kopierer etc.20 Auf die programmgesteuerte Auswertbarkeit der Daten
kommt es im Gegensatz zu der automatisierten Datenverarbeitung i.S.d. § 3 Abs. 2 BDSG nicht an.

18  Weichert, in: Däubler/Klebe/Wedde/Weichert, BDSG, 4. Aufl. 2013, § 3 Rn. 25; Meltzian, BeckOK BDSG, Stand: 01.05.2013, § 18
Rn. 18.

19  Meltzian, BeckOK BDSG, Stand: 01.05.2013, § 18 Rn. 18; Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 17.
20  Buchner, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 3 Rn. 22; Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 18 Rn. 5.
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Das Verzeichnis sollte mindestens folgende Angaben enthalten21:

• Angaben zur Identifizierung der Anlagen (z.B. Geräte-, Hersteller- oder Inventarnummer)

• Anzahl und Art der Anlagen (Herstellername, Produktname, Fabrikatsbezeichnung, Typenbezeichnung)

• Einsatzort (Behörde, Organisationseinheit, Gebäude, Raum)

• System- und Sicherheitssoftware sowie Peripheriegeräte

Eine Zusammenfassung mehrerer gleicher, sich innerhalb derselben Organisationseinheit befindlicher Anlagen
ist zulässig, soweit eine genaue und verwechslungsfreie Lokalisierung möglich ist.

21  Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 19.
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IV. Aktualisierungspflicht

Das Verfahrensverzeichnis muss stets auf dem neusten Stand und vollständig sein. Es ist daher einer laufenden
Überprüfung und Aktualisierung zu unterziehen. Die verantwortliche Stelle hat dabei sicherzustellen, dass neue
Verfahren und Verfahrensänderungen unverzüglich zum Verfahrensverzeichnis gemeldet werden. Die Bereit-
stellung eines Verfahrensverzeichnisses ist daher keine einmalige, sondern vielmehr eine fortlaufende Ver-
pflichtung.

V. Veröffentlichungspflicht

Gemäß § 4g Abs. 2 Satz 2 BDSG hat der behördliche Datenschutzbeauftragte die in dem Verzeichnis enthalte-
nen Angaben nach § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 8 BDSG auf Antrag jedermann in geeigneter Weise verfügbar zu ma-
chen. Hierdurch soll ein Mindestmaß an öffentlicher Information gewährleistet werden (vgl. Art. 21 der EG-Da-
tenschutzrichtlinie).

Die Angaben sind nur auf Antrag verfügbar zu machen. Ein berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme muss
jedoch weder erklärt noch nachgewiesen werden.

Die Art und Weise des „Verfügbarmachens“ ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und daher dem Datenschutzbe-
auftragten überlassen. Auch wenn die Gewährung von Einsicht vor Ort grundsätzlich ausreichend ist, darf der in
§ 4 Abs. 2 Satz 2 BDSG normierte Informationsanspruch nicht durch Auswahl eines ungeeigneten oder unzu-
mutbaren Mittels des „Zugänglichmachens“ unterlaufen werden. Es ist daher empfehlenswert und im Einzelfall
auch geboten, die Angaben auf Verlangen postalisch oder elektronisch zu übermitteln oder im Internet zum Ab-
ruf bereit zu stellen. Dies trägt dem Prinzip der Bürgernähe Rechnung.

Vom Einsichtsrecht nicht umfasst sind die Angaben zu den technischen und organisatorischen Maßnahmen nach
§ 4e Satz 1 Nr. 9 BDSG sowie die Angaben über die zugriffsberechtigten Personen.

Die in §§ 6 Abs. 2 Satz 4, 19 Abs. 3 BDSG genannten Stellen (u.a. Sicherheitsbehörden) sind von der Veröf-
fentlichungspflicht ausgenommen, § 4g Abs. 3 Satz 1 BDSG.

VI. Verzeichnis nach §     18 Abs.     2 Satz     1 BDSG

Neben der Erstellung eines Verfahrensverzeichnisses haben öffentliche Stellen des Bundes gemäß §  18 Abs. 2
Satz 1 BDSG ein Verzeichnis der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen zu führen. Sinn und Zweck ist es,
v.a. dem behördlichen Datenschutzbeauftragten eine Übersicht darüber zu geben, an welchen Orten in der
Dienststelle personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden können.

Der Begriff der „Datenverarbeitungsanlage“ ist weit auszulegen18. Datenverarbeitungsanlagen sind alle An-
lagen, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden können19. Dazu zählen alle EDV-Anlagen
wie z.B. Arbeitsplatzrechner, Aktenerschließungssysteme, mobile Datenverarbeitungsanlagen, Videokamerasys-
teme, Server, Telefone, Faxgeräte, Kopierer etc.20 Auf die programmgesteuerte Auswertbarkeit der Daten
kommt es im Gegensatz zu der automatisierten Datenverarbeitung i.S.d. § 3 Abs. 2 BDSG nicht an.

18  Weichert, in: Däubler/Klebe/Wedde/Weichert, BDSG, 4. Aufl. 2013, § 3 Rn. 25; Meltzian, BeckOK BDSG, Stand: 01.05.2013, § 18
Rn. 18.

19  Meltzian, BeckOK BDSG, Stand: 01.05.2013, § 18 Rn. 18; Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 17.
20  Buchner, in: Taeger/Gabel, BDSG, 1. Aufl. 2010, § 3 Rn. 22; Gola/Schomerus, BDSG, 11. Aufl. 2012, § 18 Rn. 5.
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Das Verzeichnis sollte mindestens folgende Angaben enthalten21:

• Angaben zur Identifizierung der Anlagen (z.B. Geräte-, Hersteller- oder Inventarnummer)

• Anzahl und Art der Anlagen (Herstellername, Produktname, Fabrikatsbezeichnung, Typenbezeichnung)

• Einsatzort (Behörde, Organisationseinheit, Gebäude, Raum)

• System- und Sicherheitssoftware sowie Peripheriegeräte

Eine Zusammenfassung mehrerer gleicher, sich innerhalb derselben Organisationseinheit befindlicher Anlagen
ist zulässig, soweit eine genaue und verwechslungsfreie Lokalisierung möglich ist.

21  Dammann, in: Simitis, BDSG, 7. Aufl. 2011, § 18 Rn. 19.
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VII. Muster eines Verfahrensverzeichnisses für Bundesbehörden

Hauptblatt

Das Verzeichnis ist nur teilweise zur Einsichtnahme bestimmt (§ 4g Abs. 2 BDSG)

Das Verzeichnis ist nicht zur Einsichtnahme bestimmt (§ 4g Abs. 3 Satz 1 BDSG); 
[z.B. Verfassungsschutzbehörden, Bundesnachrichtendienst, Militärischer Abschirmdienst, Behörden 
aus dem Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung, Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften etc.]

1. Verantwortliche Stelle

1.1 Name/ Bezeichnung der ver-
antwortlichen Stelle

     

1.2 Organisationskennziffer, Mi-
nisterium/Amt, Abteilung, 
ggf. Sachgebiet

     

Straße      

PLZ/Ort      

Telefon/Telefax *      

E-Mail-Adresse *      

Internet-Adresse/URL *      

2. Vertretung

2.1 Leitung der verantwortli-
chen Stelle (einschl. Ver-
treter)

     

2.2 mit der Leitung der Daten-
verarbeitung beauftragte
Person(en):

     

3. Angaben zur Person des Datenschutzbeauftragten *

Name(n)      

Straße      

PLZ/Ort      

Telefon/Telefax      

E-Mail-Adresse      

Internet-Adresse/URL      

noch Anlage 15

Anlage Nr.:      
(für jedes Verfahren automatisierter Verarbeitung ist eine separate Anlage zum Hauptblatt auszufüllen!)

Name/ Bezeichnung der verant-
wortl. Stelle (Übernahme der 
Nr. 1.1 aus Hauptblatt)

     

Das Verfahren ist Teil eines ge-
meinsamen oder verbundenen 
Verfahrens nach § 10 BDSG

ja nein
- Zutreffendes ankreuzen -

wenn ja, Bezeichnung der ver-
antwortl. Stelle

     

4. Zweckbestimmung, Verfahrensbezeichnung, Rechtsgrundlage

4.1 Zweckbestimmung der Date-
nerhebung, - verarbeitung 
oder - nutzung

     

4.2 ggf. Bezeichnung des Ver-
fahrens

     

4.3 Rechtsgrundlage (ggf. nach 
Art der Datenverarbeitung 
unterschieden)

     

5. Betroffene Personengruppen und Daten oder Datenkategorien

5.1 Beschreibung der betroffe-
nen Personengruppen

     

5.2 Beschreibung der diesbezüg-
lichen Daten oder Datenkate-
gorien

     

6. Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen die Daten mitgeteilt werden können; bei Daten-
transfers in Drittstaaten siehe Nr. 8

     

7. Regelfristen für die Löschung der Daten, Zeitraum

     



BfDI 25. Tätigkeitsbericht 2013-2014 – 277 –

noch Anlage 15

VII. Muster eines Verfahrensverzeichnisses für Bundesbehörden

Hauptblatt

Das Verzeichnis ist nur teilweise zur Einsichtnahme bestimmt (§ 4g Abs. 2 BDSG)

Das Verzeichnis ist nicht zur Einsichtnahme bestimmt (§ 4g Abs. 3 Satz 1 BDSG); 
[z.B. Verfassungsschutzbehörden, Bundesnachrichtendienst, Militärischer Abschirmdienst, Behörden 
aus dem Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung, Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften etc.]

1. Verantwortliche Stelle

1.1 Name/ Bezeichnung der ver-
antwortlichen Stelle

     

1.2 Organisationskennziffer, Mi-
nisterium/Amt, Abteilung, 
ggf. Sachgebiet

     

Straße      

PLZ/Ort      

Telefon/Telefax *      

E-Mail-Adresse *      

Internet-Adresse/URL *      

2. Vertretung

2.1 Leitung der verantwortli-
chen Stelle (einschl. Ver-
treter)

     

2.2 mit der Leitung der Daten-
verarbeitung beauftragte
Person(en):

     

3. Angaben zur Person des Datenschutzbeauftragten *

Name(n)      

Straße      

PLZ/Ort      

Telefon/Telefax      

E-Mail-Adresse      

Internet-Adresse/URL      
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Anlage Nr.:      
(für jedes Verfahren automatisierter Verarbeitung ist eine separate Anlage zum Hauptblatt auszufüllen!)

Name/ Bezeichnung der verant-
wortl. Stelle (Übernahme der 
Nr. 1.1 aus Hauptblatt)

     

Das Verfahren ist Teil eines ge-
meinsamen oder verbundenen 
Verfahrens nach § 10 BDSG

ja nein
- Zutreffendes ankreuzen -

wenn ja, Bezeichnung der ver-
antwortl. Stelle

     

4. Zweckbestimmung, Verfahrensbezeichnung, Rechtsgrundlage

4.1 Zweckbestimmung der Date-
nerhebung, - verarbeitung 
oder - nutzung

     

4.2 ggf. Bezeichnung des Ver-
fahrens

     

4.3 Rechtsgrundlage (ggf. nach 
Art der Datenverarbeitung 
unterschieden)

     

5. Betroffene Personengruppen und Daten oder Datenkategorien

5.1 Beschreibung der betroffe-
nen Personengruppen

     

5.2 Beschreibung der diesbezüg-
lichen Daten oder Datenkate-
gorien

     

6. Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen die Daten mitgeteilt werden können; bei Daten-
transfers in Drittstaaten siehe Nr. 8

     

7. Regelfristen für die Löschung der Daten, Zeitraum
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noch Anlage 1 5

8. Geplante Übermittlung in Drittstaaten

8.1 Name des Drittstaates      

8.2 Empfänger oder Kategorien 
von Empfängern

     

8.3 Art der Daten oder Datenka-
tegorien

     

Behördeninterner Teil
- nicht zu veröffentlichen (nach § 4g Abs. 2 S. 2 BDSG) -

9. Angaben zur Beurteilung der Angemessenheit getroffener Sicherheitsmaßnahmen

9.1 Art der eingesetzten DV-An-
lagen und Software

     

9.2 Maßnahmen nach § 9 BDSG 
i.V.m. der Anlage dazu

     

Erläuterungen zu 9.2:

Zutrittskontrolle      

Zugangskontrolle      

Zugriffskontrolle      

Weitergabekontrolle      

Eingabekontrolle      

Auftragskontrolle      

Verfügbarkeitskontrolle      

Trennungsgebot      

(Sind zu einem der vorstehenden Punkte keine Maßnahmen zu treffen, brauchen keine Angaben gemacht zu werden)

10. Zugriffsberechtigte Personen

Name/ Funktion/ Position      

     

     

     

noch Anlage 15

11. Begründetes Ergebnis der Vorabkontrolle gem. § 4d Abs. 5 BDSG

     

11. Auftragsdatenverarbeitung * (Angabe freiwillig)

Handelt es sich um eine Auf-
tragsdatenverarbeitung im Sinne 
von § 11 BDSG ?

ja nein

- Zutreffendes ankreuzen -
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noch Anlage 1 5

8. Geplante Übermittlung in Drittstaaten

8.1 Name des Drittstaates      

8.2 Empfänger oder Kategorien 
von Empfängern

     

8.3 Art der Daten oder Datenka-
tegorien

     

Behördeninterner Teil
- nicht zu veröffentlichen (nach § 4g Abs. 2 S. 2 BDSG) -

9. Angaben zur Beurteilung der Angemessenheit getroffener Sicherheitsmaßnahmen

9.1 Art der eingesetzten DV-An-
lagen und Software

     

9.2 Maßnahmen nach § 9 BDSG 
i.V.m. der Anlage dazu

     

Erläuterungen zu 9.2:

Zutrittskontrolle      

Zugangskontrolle      

Zugriffskontrolle      

Weitergabekontrolle      

Eingabekontrolle      

Auftragskontrolle      

Verfügbarkeitskontrolle      

Trennungsgebot      

(Sind zu einem der vorstehenden Punkte keine Maßnahmen zu treffen, brauchen keine Angaben gemacht zu werden)

10. Zugriffsberechtigte Personen

Name/ Funktion/ Position      

     

     

     

noch Anlage 15

11. Begründetes Ergebnis der Vorabkontrolle gem. § 4d Abs. 5 BDSG

     

11. Auftragsdatenverarbeitung * (Angabe freiwillig)

Handelt es sich um eine Auf-
tragsdatenverarbeitung im Sinne 
von § 11 BDSG ?

ja nein

- Zutreffendes ankreuzen -
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Sachregister

Als Fundstelle ist die Nummer des Abschnitts oder des Beitrages angegeben, in dem der Begriff verwendet
wird.

Abgleichverfahren 5.20

Abrechnung 8.8.3; 8.8.4; 8.8.6; 8.10.1; 13.7; 14.7

Acht-Punkte-Programm der Bundesregierung 4.1

ADAMS 19.1 

AdeBA (Ablaufoptimierung durch elektronische Bearbeitung 
und Aktenverwaltung)

14.3

Adressdaten 5.5; 5.8; 5.24; 8.8.6; 15.1; 16.2

AGB 6.1; 23.13

Agentur für Arbeit (AA) 7.8; 9.1.3; 9.1.5; 9.2.1; 9.2.2; 23.4

Akte (elektronische) 6.3; 7.8

Akte (elektronische) im Strafverfahren 6.3

Aktenführung (elektronische) 7.8; 14.3; 17.1

Aktennachweis 5.13.1

Albanien 4.4; 23.3

Anonymisierung 1.2.4; 1.2.7; 2.2.3; 3.1.4; 8.9.4; 14.4

Anschriften- und Gebäuderegister 5.8

Anti-Doping-Gesetz (AntiDopG) 19.1

Antiterrordatei 2.1.1, 5.2; 5.13.3; 5.13.8; 5.19; 5.20

APEC 3.1.3; 4.7; 4.7.2

API-Daten 4.7.3

Apps 2.2.2; 3.1.4; 4.3;9.4; 13.1;

Arbeitsgruppe 2.2.2; 3.1.5; 4.2; 4.4; 4.5; 4.6; 5.13.2; 5.14.1;
5.14.2; 5.15; 6.6.1; 8.2; 8.5; 8.6; 8.8.1;
8.10.1; 9.3.2; 14.7; 16.3; 19.1; 23.4

Arbeitskreis Verkehr 14.1

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 9.9

Arbeitsverwaltung 9.1; 9.2

Archiv 1.2.1; 17.1

Archivierung 11.1.2; 17.1

Artikel-29-Gruppe 1.1; 1.2.3; 1.2.5; 1.2.6; 2.2.3; 2.3.2; 3.1;
3.1.1; 3.1.2; 3.1.3; 3.1.5; 3.1.6; 3.3; 4.7.2;
5.6; 5.14.1; 5.16; 6.5; 7.9; 7.10; 8.6; 8.8.1;
8.8.9; 8.9.1; 8.9.2; 9.3.2; 19.1; 23.14

Asyl 5.16; 5.23
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Sachregister

Als Fundstelle ist die Nummer des Abschnitts oder des Beitrages angegeben, in dem der Begriff verwendet
wird.

Abgleichverfahren 5.20

Abrechnung 8.8.3; 8.8.4; 8.8.6; 8.10.1; 13.7; 14.7

Acht-Punkte-Programm der Bundesregierung 4.1

ADAMS 19.1 

AdeBA (Ablaufoptimierung durch elektronische Bearbeitung 
und Aktenverwaltung)

14.3

Adressdaten 5.5; 5.8; 5.24; 8.8.6; 15.1; 16.2

AGB 6.1; 23.13

Agentur für Arbeit (AA) 7.8; 9.1.3; 9.1.5; 9.2.1; 9.2.2; 23.4

Akte (elektronische) 6.3; 7.8

Akte (elektronische) im Strafverfahren 6.3

Aktenführung (elektronische) 7.8; 14.3; 17.1

Aktennachweis 5.13.1

Albanien 4.4; 23.3

Anonymisierung 1.2.4; 1.2.7; 2.2.3; 3.1.4; 8.9.4; 14.4

Anschriften- und Gebäuderegister 5.8

Anti-Doping-Gesetz (AntiDopG) 19.1

Antiterrordatei 2.1.1, 5.2; 5.13.3; 5.13.8; 5.19; 5.20

APEC 3.1.3; 4.7; 4.7.2

API-Daten 4.7.3

Apps 2.2.2; 3.1.4; 4.3;9.4; 13.1;

Arbeitsgruppe 2.2.2; 3.1.5; 4.2; 4.4; 4.5; 4.6; 5.13.2; 5.14.1;
5.14.2; 5.15; 6.6.1; 8.2; 8.5; 8.6; 8.8.1;
8.10.1; 9.3.2; 14.7; 16.3; 19.1; 23.4

Arbeitskreis Verkehr 14.1

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 9.9

Arbeitsverwaltung 9.1; 9.2

Archiv 1.2.1; 17.1

Archivierung 11.1.2; 17.1

Artikel-29-Gruppe 1.1; 1.2.3; 1.2.5; 1.2.6; 2.2.3; 2.3.2; 3.1;
3.1.1; 3.1.2; 3.1.3; 3.1.5; 3.1.6; 3.3; 4.7.2;
5.6; 5.14.1; 5.16; 6.5; 7.9; 7.10; 8.6; 8.8.1;
8.8.9; 8.9.1; 8.9.2; 9.3.2; 19.1; 23.14

Asyl 5.16; 5.23
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Asylverfahren 5.23

Aufenthaltsgesetz 5.20; 5.24; 5.25

Auftragsdatenverarbeitung 1.2.7; 3.1.3; 5.5; 5.7.1; 5.13; 6.3; 8.8.6; 9.8;
13.5; 13.7.2; 17.1; 19.1 

Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) 9.9

Auskunftei 15.3; 19.1

Auskunft 5.3; 6.5; 6.8; 7.3

Ausländerzentralregister (AZR) 5.18; 5.19; 5.25

Ausweisungsrecht 5.24

BDSG-Novelle I 5.3

Bea-Verfahren 9.9; 23.8

Beanstandung 2.4; 5.9; 5.13.5; 5.14.4; 7.1; 8.8.3; 8.9.3;
9.1.2; 9.1.4; 9.1.5; 9.1.9; 9.1.10; 9.2.1; 9.2.2;
9.6; 11.1.1; 11.3

Bedrohungslage 5.14.5

Berechtigungszertifikat 5.1

Berufsgenossenschaft 9.6; 9.7; 13.12

Beschäftigtendaten 5.7.4; 9.3.1

Beschäftigtendatenschutz 5.3; 9.3; 9.3.1; 9.9

Bestandsdaten 8.8.3; 8.8.6

Bestimmtheitsgebot 5.13.5

Bewerbungsverfahren 5.7.3; 9.3.1; 11.1.3

Bundesfinanzdirektion West 8.1

Big Data 1.2.7; 2.2; 2.2.1; 2.2.2; 3.2; 4.3; 4.7.1; 8.8.4

Bildübermittlung (elektronische) 5.12

Binding Corporate Rules, BCR 1.2.6; 3.1.3; 4.7.2; 8.8.9

Binnenmarktinformationssystem 8.1

Biometrie 3.3; 4.6; 5.17; 9.3.1; 16.3

BIT 5.9; 5.14.4

Bit-Migration 18.1

Bleiberecht 5.24

Botnetz 5.14.3

BSI-Gesetz 5.14.5

BTLE 3.1; 3.1.5; 4.7.3

Bürgerkonto 5.10

Bürgerportal 5.10

Bundesagentur für Arbeit (BA) 9.1.3; 9.1.8; 9.1.10; 9.2; 9.2.1; 9.2.2; 9.3.2;
16.2; 17.1; 23.3; 23.4; 23.8

Bundesamt für Justiz (BfJ) 6.9

Bundesamt für Kartografie und Geodäsie (BKG) 5.5

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 5.14.4; 5.23; 5.25

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) 14.5

Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 2.1.2; 5.10; 5.12; 5.14.1; 5.14.2; 5.14.3;
5.14.4; 5.14.5; 8.2; 8.5; 8.6; 8.9.1; 13.14;
18.1

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 7.11; 6.1; 6.4; 7.2; 7.4

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 10.3

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 14.4

Bundesarchiv (BArch) 17.1; 18.1

Bundesbehörden-App 8.9.4

Bundesbehörde, oberste 2.4; 2.5; 8.9.4; 22.2

Bundesfreiwilligendienst (BFD) 12.1

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 16.2

Bundeskriminalamt (BKA) 5.13.1; 5.13.7; 18.1

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV)

2.1.1; 5.3; 6.; 6.1; 6.3; 6.5; 6.6.1; 6.6.2

Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 11.1.1

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ)

12.1

Bundesnetzagentur (BNetzA) 2.4; 6.4; 8.8; 8.8.1; 8.8.2; 8.8.3; 8.10.1; 18.1

Bundesstelle für Informationstechnik (BIT) 5.9; 5.14.4

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 1.2.3; 2.1.1; 2.3.1; 2.4; 4.7.3; 5.2; 5.13.2;
5.13.3; 5.13.7; 6.3; 23.9; 23.12

Bundesverwaltungsamt (BVA) 5.1; 5.9; 5.14.4; 5.17; 5.18; 8.1

Bundeswehr 5.6; 11.1; 11.1.1; 11.1.2; 11.1.3; 11.2

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 7.1; 7.2; 7.5; 7.6; 7.8; 9.1.1

Bundeszentralregister (BZR) 6.9; 14.3

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit (BVL)

6.5

Callcenter 8.8.3; 8.8.7

Car-to-Car-Kommunikation 14.1

Case Handling Workshops 4.4

Central Intelligence Agency (CIA) 9.3.2

CETA 8.7

Cloud 1.1; 1.2.7; 2.2.2; 2.6; 4.5; 8.5; 9.3.2; 18.1;
19.1; 23.6

Cloud-Computing 8.5; 9.3.2
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Asylverfahren 5.23

Aufenthaltsgesetz 5.20; 5.24; 5.25

Auftragsdatenverarbeitung 1.2.7; 3.1.3; 5.5; 5.7.1; 5.13; 6.3; 8.8.6; 9.8;
13.5; 13.7.2; 17.1; 19.1 

Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) 9.9

Auskunftei 15.3; 19.1

Auskunft 5.3; 6.5; 6.8; 7.3

Ausländerzentralregister (AZR) 5.18; 5.19; 5.25

Ausweisungsrecht 5.24

BDSG-Novelle I 5.3

Bea-Verfahren 9.9; 23.8

Beanstandung 2.4; 5.9; 5.13.5; 5.14.4; 7.1; 8.8.3; 8.9.3;
9.1.2; 9.1.4; 9.1.5; 9.1.9; 9.1.10; 9.2.1; 9.2.2;
9.6; 11.1.1; 11.3

Bedrohungslage 5.14.5

Berechtigungszertifikat 5.1

Berufsgenossenschaft 9.6; 9.7; 13.12

Beschäftigtendaten 5.7.4; 9.3.1

Beschäftigtendatenschutz 5.3; 9.3; 9.3.1; 9.9

Bestandsdaten 8.8.3; 8.8.6

Bestimmtheitsgebot 5.13.5

Bewerbungsverfahren 5.7.3; 9.3.1; 11.1.3

Bundesfinanzdirektion West 8.1

Big Data 1.2.7; 2.2; 2.2.1; 2.2.2; 3.2; 4.3; 4.7.1; 8.8.4

Bildübermittlung (elektronische) 5.12

Binding Corporate Rules, BCR 1.2.6; 3.1.3; 4.7.2; 8.8.9

Binnenmarktinformationssystem 8.1

Biometrie 3.3; 4.6; 5.17; 9.3.1; 16.3

BIT 5.9; 5.14.4

Bit-Migration 18.1

Bleiberecht 5.24

Botnetz 5.14.3

BSI-Gesetz 5.14.5

BTLE 3.1; 3.1.5; 4.7.3

Bürgerkonto 5.10

Bürgerportal 5.10

Bundesagentur für Arbeit (BA) 9.1.3; 9.1.8; 9.1.10; 9.2; 9.2.1; 9.2.2; 9.3.2;
16.2; 17.1; 23.3; 23.4; 23.8

Bundesamt für Justiz (BfJ) 6.9

Bundesamt für Kartografie und Geodäsie (BKG) 5.5

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 5.14.4; 5.23; 5.25

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) 14.5

Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 2.1.2; 5.10; 5.12; 5.14.1; 5.14.2; 5.14.3;
5.14.4; 5.14.5; 8.2; 8.5; 8.6; 8.9.1; 13.14;
18.1

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 7.11; 6.1; 6.4; 7.2; 7.4

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 10.3

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 14.4

Bundesarchiv (BArch) 17.1; 18.1

Bundesbehörden-App 8.9.4

Bundesbehörde, oberste 2.4; 2.5; 8.9.4; 22.2

Bundesfreiwilligendienst (BFD) 12.1

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 16.2

Bundeskriminalamt (BKA) 5.13.1; 5.13.7; 18.1

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV)

2.1.1; 5.3; 6.; 6.1; 6.3; 6.5; 6.6.1; 6.6.2

Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 11.1.1

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ)

12.1

Bundesnetzagentur (BNetzA) 2.4; 6.4; 8.8; 8.8.1; 8.8.2; 8.8.3; 8.10.1; 18.1

Bundesstelle für Informationstechnik (BIT) 5.9; 5.14.4

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 1.2.3; 2.1.1; 2.3.1; 2.4; 4.7.3; 5.2; 5.13.2;
5.13.3; 5.13.7; 6.3; 23.9; 23.12

Bundesverwaltungsamt (BVA) 5.1; 5.9; 5.14.4; 5.17; 5.18; 8.1

Bundeswehr 5.6; 11.1; 11.1.1; 11.1.2; 11.1.3; 11.2

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 7.1; 7.2; 7.5; 7.6; 7.8; 9.1.1

Bundeszentralregister (BZR) 6.9; 14.3

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit (BVL)

6.5

Callcenter 8.8.3; 8.8.7

Car-to-Car-Kommunikation 14.1

Case Handling Workshops 4.4

Central Intelligence Agency (CIA) 9.3.2

CETA 8.7

Cloud 1.1; 1.2.7; 2.2.2; 2.6; 4.5; 8.5; 9.3.2; 18.1;
19.1; 23.6

Cloud-Computing 8.5; 9.3.2
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CNIL 4.2; 4.4; 8.9.2; 22.3

Common Reporting Standard (CRS) 7.9

Competent Authority Agreement (CAA) 7.9

Consumer Protection Cooperation System (CPCS) 6.5

Cookies 8.8; 8.8.1; 8.8.2; 9.2.1

Cross Border Privacy Rules (CBPR) 3.1.3; 4.7.2

Cyber-Angriffe 5.14.5

Dashcams 5.4

Daten, bonitätsbezogen 5.3

Daten, löschen von 8.4

Data Warehouse 8.8.3; 8.8.4

Datenabgleichverfahren 5.19; 5.20

Datenannahme- und Verteilstelle (DAV) 9.9

Datenbankgrundbuch 6.7

Datenschutz (technischer und organisatorischer) 1.2.3; 2.6; 5.14.1

Datenschutzaufsicht 1.1; 1.2.5; 2.3.1; 2.4; 2.5; 4.7.1; 5.2; 5.17;
6.1; 8.6; 18.1; 22.3

Datenschutzbeauftragter 5.7.1; 5.7.4; 22.2

Datenschutzfolgenabschätzung 3.1.4; 3.1.6; 8.6

Datenschutz-Grundverordnung 1.1; 1.2; 1.2.1; 1.2.3; 1.2.6; 1.2.7; 1.3; 2.2.3;
2.4; 3.1.1; 4.6; 5.6; 5.14.1; 8.6; 9.3.1; 18.1

Datenschutzkonferenz, europäische 4.2; 4.4; 4.6

Datenschutzkonferenz, internationale 2.2.2; 4.1; 4.3; 18.1

Datenschutzkonferenz, national 1.1; 2.1.1; 4.7.1; 5.15; 8.5; 8.7; 9.3.1; 9.3.2;
13.4; 14.1; 14.2

Datenschutzkonvention des Europarates 4.2; 4.6

Datenschutzkonzept 7.7; 10.3; 13.4; 13.5; 14.4; 15.1

Datenschutzrecht, bereichsspezifisch 1.2.1

Datenschutzrecht im Kraftfahrzeug 14.1

Datensparsamkeit 7.2; 7.6; 7.8; 8.3; 9.9; 13.10; 14.1; 14.3; 17.2

Datenträger mit Gesundheitsdaten 11.1.3

Datenverarbeitung im Auftrag 1.2.7; 3.1.3; 5.5; 5.7.1; 5.12; 5.28; 6.3; 8.8.6;
9.8; 13.5; 13.7.2; 17.1

De-Mail 5.1; 5.10; 5.11; 5.12; 8.8.3; 18.1

Deep Packet Inspection 8.8.5

Delegationen 22.3

Demonstranten 5.13.8

Department of Treasury (DoT) (amerikanisches Finanzminis-
terium)

7.3

Deutsche Post AG/DHL 8.8.9; 8.10.1

Deutsche Rentenversicherung (DRV) Bund 9.8; 23.5; 23.7

Deutsche Umweltstudie zur Gesundheit 15.1

Deutscher Bundestag 2.1.1; 2.4; 5.2; 5.15; 18.1

Dienstleister, extern 5.17

Digitale Agenda 5.1; 18.; 18.1

Digitale Verwaltung 2020 5.1; 18.1

DIN-Norm 66399 8.4

Doping 19.1 

Drittstaaten 1.1; 1.2.6; 1.2.7; 1.3; 2.3.2; 4.7.2; 8.8.9; 23.6

Drogenkriminalität 7.1

Drohnen 5.6

Düsseldorfer Kreis 2.2.2; 2.6; 5.3; 5.4; 8.5; 8.6; 8.8.4; 14.1

eIDAS-VO 8.3

eID-Funktion 5.1; 8.3

eID-Service 5.1

Eignungsfeststellungsverfahren 11.1.3

Einwilligung 1.2.6; 1.2.7; 3.1.4; 5.7.2; 5.12; 5.13.7; 5.15;
5.25; 8.8.3; 8.8.7; 8.9.1; 8.9.2; 8.9.3; 8.9.4;
9.2.1; 9.2.2; 9.3.1; 9.4; 9.8; 13.5; 13.7.1;
13.9; 23.3; 23.6

ElsterOnline-Portal 7.1

Elster Lohn II 7.1

E-Akte 5.1; 7.8; 23.4

E-Call 14.1; 14.6

E-Commerce 6.4; 18.1

E-Government-Gesetz 5.1; 5.5; 7.8; 17.1

E-Government-Strategie 5.10

E-Government-Subgroup 3.1.6

E-Mail, unverschlüsselte 8.8.8

Ende-zu-Ende-Verschlüsselung 5.10

Energiewirtschaftsgesetz 8.2; 14.7; 18.1

Entry-Exit-System 3.3

Erklärungen, digitale 5.1

Errichtungsanordnungen 5.13.2; 5.13.4

eSolution 23.7
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CNIL 4.2; 4.4; 8.9.2; 22.3

Common Reporting Standard (CRS) 7.9

Competent Authority Agreement (CAA) 7.9

Consumer Protection Cooperation System (CPCS) 6.5

Cookies 8.8; 8.8.1; 8.8.2; 9.2.1

Cross Border Privacy Rules (CBPR) 3.1.3; 4.7.2

Cyber-Angriffe 5.14.5

Dashcams 5.4

Daten, bonitätsbezogen 5.3

Daten, löschen von 8.4

Data Warehouse 8.8.3; 8.8.4

Datenabgleichverfahren 5.19; 5.20

Datenannahme- und Verteilstelle (DAV) 9.9

Datenbankgrundbuch 6.7

Datenschutz (technischer und organisatorischer) 1.2.3; 2.6; 5.14.1

Datenschutzaufsicht 1.1; 1.2.5; 2.3.1; 2.4; 2.5; 4.7.1; 5.2; 5.17;
6.1; 8.6; 18.1; 22.3

Datenschutzbeauftragter 5.7.1; 5.7.4; 22.2

Datenschutzfolgenabschätzung 3.1.4; 3.1.6; 8.6

Datenschutz-Grundverordnung 1.1; 1.2; 1.2.1; 1.2.3; 1.2.6; 1.2.7; 1.3; 2.2.3;
2.4; 3.1.1; 4.6; 5.6; 5.14.1; 8.6; 9.3.1; 18.1

Datenschutzkonferenz, europäische 4.2; 4.4; 4.6

Datenschutzkonferenz, internationale 2.2.2; 4.1; 4.3; 18.1

Datenschutzkonferenz, national 1.1; 2.1.1; 4.7.1; 5.15; 8.5; 8.7; 9.3.1; 9.3.2;
13.4; 14.1; 14.2

Datenschutzkonvention des Europarates 4.2; 4.6

Datenschutzkonzept 7.7; 10.3; 13.4; 13.5; 14.4; 15.1

Datenschutzrecht, bereichsspezifisch 1.2.1

Datenschutzrecht im Kraftfahrzeug 14.1

Datensparsamkeit 7.2; 7.6; 7.8; 8.3; 9.9; 13.10; 14.1; 14.3; 17.2

Datenträger mit Gesundheitsdaten 11.1.3

Datenverarbeitung im Auftrag 1.2.7; 3.1.3; 5.5; 5.7.1; 5.12; 5.28; 6.3; 8.8.6;
9.8; 13.5; 13.7.2; 17.1

De-Mail 5.1; 5.10; 5.11; 5.12; 8.8.3; 18.1

Deep Packet Inspection 8.8.5

Delegationen 22.3

Demonstranten 5.13.8

Department of Treasury (DoT) (amerikanisches Finanzminis-
terium)

7.3

Deutsche Post AG/DHL 8.8.9; 8.10.1

Deutsche Rentenversicherung (DRV) Bund 9.8; 23.5; 23.7

Deutsche Umweltstudie zur Gesundheit 15.1

Deutscher Bundestag 2.1.1; 2.4; 5.2; 5.15; 18.1

Dienstleister, extern 5.17

Digitale Agenda 5.1; 18.; 18.1

Digitale Verwaltung 2020 5.1; 18.1

DIN-Norm 66399 8.4

Doping 19.1 

Drittstaaten 1.1; 1.2.6; 1.2.7; 1.3; 2.3.2; 4.7.2; 8.8.9; 23.6

Drogenkriminalität 7.1

Drohnen 5.6

Düsseldorfer Kreis 2.2.2; 2.6; 5.3; 5.4; 8.5; 8.6; 8.8.4; 14.1

eIDAS-VO 8.3

eID-Funktion 5.1; 8.3

eID-Service 5.1

Eignungsfeststellungsverfahren 11.1.3

Einwilligung 1.2.6; 1.2.7; 3.1.4; 5.7.2; 5.12; 5.13.7; 5.15;
5.25; 8.8.3; 8.8.7; 8.9.1; 8.9.2; 8.9.3; 8.9.4;
9.2.1; 9.2.2; 9.3.1; 9.4; 9.8; 13.5; 13.7.1;
13.9; 23.3; 23.6

ElsterOnline-Portal 7.1

Elster Lohn II 7.1

E-Akte 5.1; 7.8; 23.4

E-Call 14.1; 14.6

E-Commerce 6.4; 18.1

E-Government-Gesetz 5.1; 5.5; 7.8; 17.1

E-Government-Strategie 5.10

E-Government-Subgroup 3.1.6

E-Mail, unverschlüsselte 8.8.8

Ende-zu-Ende-Verschlüsselung 5.10

Energiewirtschaftsgesetz 8.2; 14.7; 18.1

Entry-Exit-System 3.3

Erklärungen, digitale 5.1

Errichtungsanordnungen 5.13.2; 5.13.4

eSolution 23.7
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EU-Forschungsprojekte 3.1.6

EU-Kooperationssystem im Verbraucherschutz 6.5

EU-Verordnung über die elektronische Identifizierung und Ver-
trauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt

3.1.6; 8.3

Eurodac 5.16; 5.17

Europarat 4.2; 4.4; 4.6; 7.9

Europäische Kommission 1.1; 1.2.1; 1.2.3; 1.2.5; 1.3; 3.1.5; 3.3; 3.4;
4.7.1; 5.16; 6.5; 6.10; 7.10; 8.3; 8.8.1; 22.3

Europäische Richtlinie „Elektronische Identitäten und Vertrau-
ensdienste im E-Government“

5.10

Europäischer Datenschutzausschuss 1.1; 1.2.5; 1.2.6

Europäischer Datenschutzbeauftragter (EDPS) 1.1; 4.4; 5.16; 5.17; 6.5; 7.10; 8.1

Europäischer Gerichtshof (EuGH) 1.2.2; 2.3; 2.3.1; 2.3.2; 2.4; 3.1.1; 4.7.1;
4.7.3; 5.18; 8.8.2; 10.2

Europäischer Sozialfond (ESF) 9.4

Europäisches Parlament 1.1; 1.2.3; 1.2.5; 1.2.6; 1.2.7; 3.3; 4.7.3;
5.14.5; 5.17; 7.10

Europol 4.2

Evaluierung 2.3.1; 5.2; 7.6

Extremisten 5.13.8

Facebook 2.2.1; 6.1; 23.13

Fahrleistungserhebung 14.4

Fahrzeugdaten 14.1

Fallmanagement 13.7; 13.7.2

Familienkassen 7.8; 11.3; 23.4

FATCA 7.5; 7.9

Federal Bureau of Investigation (FBI) 9.3.2

Fingerabdrücke 5.16; 5.17; 16.3

Fluggastdaten 3.1.5; 3.4; 4.7; 4.7.3

Foreign Acount Tax Compliance Act (FATCA-Abkommen) 7.5

Forschungsdatenzentrum 16.2

Forschungsprojekt 3.1.6; 5.25; 9.5; 13.4; 13.5; 14.7; 15.1; 16.2;
22.6

Foto 5.12; 5.17; 16.3

Freitextfelder 5.21; 14.5

Frühjahrskonferenz 4.2; 4.4

Geburtsort 5.12; 6.6.1

Geldwäschegesetz 7.11

Geldwäscherichtlinie 7.10

Gemeinsame-Dateien-Gesetz 5.13.8

Gemeinsame Servicestellen 9.7

Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA) 13.6

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 6.8; 6.9

Geokodierungsdienst 5.1

Geokoordinaten 5.1; 5.5; 14.6

Georeferenzierung 5.5

Gerichtsvollzieher 6.6.1; 7.2

Gesetz zur Errichtung eines Nationalen Waffenregis-
ters (NWRG)

5.21; 5.22

Gesprächsaufzeichnungen 8.8.7

Gesundheits-Apps 4.3; 13.1

Gesundheitsdaten 2.2.2; 9.1.2; 9.2; 9.2.2; 9.8; 9.9; 11.1; 11.1.1;
11.1.3; 13.1; 13.5; 13.7.1; 13.7.2; 13.13;
19.1; 23.6

Gesundheitskarte, elektronische (eGK) 9.9; 13.2; 13.3

Gesundheitsunterlagen 11.1.2; 11.1.3

Gleitzeit 5.7.4

Globaler Standard 7.9

Globales Forum 7.9

Google 2.2.2; 2.3.2; 8.9.2; 8.9.3

Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 1.2.2; 1.2.3; 5.2; 5.5; 5.7.2; 5.13.5; 6.3; 9.2.2;
9.3.1; 12.1; 13.2; 13.7.1; 13.12; 16.1; 18.1;
19.1; 21.1; 22.1

Grundrechte 1.1; 1.2.2; 2.1.1; 2.3; 2.3.1; 3.1.3; 5.2; 5.13;
5.13.8; 6.2; 6.10; 8.8

Grundstückseigentümer 5.5; 6.7

Gutachter 9.6; 13.13

Hashwert 5.12; 5.14.3

Hilfsmerkmale 5.8

Hilfsmittelberater 13.13

ICANN 23.14

Identifizierung 2.2.2; 2.2.3; 3.1.6; 5.10; 5.11; 7.10; 7.11; 8.3;
8.8.2; 8.8.4; 9.9; 10.2; 13.5

Identifizierung (elektronische) 3.1.6; 8.3

Identifizierungsmittel (elektronische) 8.3

Identifizierungsverfahren 7.11

Identität, gestohlene 5.14.3
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EU-Forschungsprojekte 3.1.6

EU-Kooperationssystem im Verbraucherschutz 6.5

EU-Verordnung über die elektronische Identifizierung und Ver-
trauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt

3.1.6; 8.3

Eurodac 5.16; 5.17

Europarat 4.2; 4.4; 4.6; 7.9

Europäische Kommission 1.1; 1.2.1; 1.2.3; 1.2.5; 1.3; 3.1.5; 3.3; 3.4;
4.7.1; 5.16; 6.5; 6.10; 7.10; 8.3; 8.8.1; 22.3

Europäische Richtlinie „Elektronische Identitäten und Vertrau-
ensdienste im E-Government“

5.10

Europäischer Datenschutzausschuss 1.1; 1.2.5; 1.2.6

Europäischer Datenschutzbeauftragter (EDPS) 1.1; 4.4; 5.16; 5.17; 6.5; 7.10; 8.1

Europäischer Gerichtshof (EuGH) 1.2.2; 2.3; 2.3.1; 2.3.2; 2.4; 3.1.1; 4.7.1;
4.7.3; 5.18; 8.8.2; 10.2

Europäischer Sozialfond (ESF) 9.4

Europäisches Parlament 1.1; 1.2.3; 1.2.5; 1.2.6; 1.2.7; 3.3; 4.7.3;
5.14.5; 5.17; 7.10

Europol 4.2

Evaluierung 2.3.1; 5.2; 7.6

Extremisten 5.13.8

Facebook 2.2.1; 6.1; 23.13

Fahrleistungserhebung 14.4

Fahrzeugdaten 14.1

Fallmanagement 13.7; 13.7.2

Familienkassen 7.8; 11.3; 23.4

FATCA 7.5; 7.9

Federal Bureau of Investigation (FBI) 9.3.2

Fingerabdrücke 5.16; 5.17; 16.3

Fluggastdaten 3.1.5; 3.4; 4.7; 4.7.3

Foreign Acount Tax Compliance Act (FATCA-Abkommen) 7.5

Forschungsdatenzentrum 16.2

Forschungsprojekt 3.1.6; 5.25; 9.5; 13.4; 13.5; 14.7; 15.1; 16.2;
22.6

Foto 5.12; 5.17; 16.3

Freitextfelder 5.21; 14.5

Frühjahrskonferenz 4.2; 4.4

Geburtsort 5.12; 6.6.1

Geldwäschegesetz 7.11

Geldwäscherichtlinie 7.10

Gemeinsame-Dateien-Gesetz 5.13.8

Gemeinsame Servicestellen 9.7

Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA) 13.6

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 6.8; 6.9

Geokodierungsdienst 5.1

Geokoordinaten 5.1; 5.5; 14.6

Georeferenzierung 5.5

Gerichtsvollzieher 6.6.1; 7.2

Gesetz zur Errichtung eines Nationalen Waffenregis-
ters (NWRG)

5.21; 5.22

Gesprächsaufzeichnungen 8.8.7

Gesundheits-Apps 4.3; 13.1

Gesundheitsdaten 2.2.2; 9.1.2; 9.2; 9.2.2; 9.8; 9.9; 11.1; 11.1.1;
11.1.3; 13.1; 13.5; 13.7.1; 13.7.2; 13.13;
19.1; 23.6

Gesundheitskarte, elektronische (eGK) 9.9; 13.2; 13.3

Gesundheitsunterlagen 11.1.2; 11.1.3

Gleitzeit 5.7.4

Globaler Standard 7.9

Globales Forum 7.9

Google 2.2.2; 2.3.2; 8.9.2; 8.9.3

Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 1.2.2; 1.2.3; 5.2; 5.5; 5.7.2; 5.13.5; 6.3; 9.2.2;
9.3.1; 12.1; 13.2; 13.7.1; 13.12; 16.1; 18.1;
19.1; 21.1; 22.1

Grundrechte 1.1; 1.2.2; 2.1.1; 2.3; 2.3.1; 3.1.3; 5.2; 5.13;
5.13.8; 6.2; 6.10; 8.8

Grundstückseigentümer 5.5; 6.7

Gutachter 9.6; 13.13

Hashwert 5.12; 5.14.3

Hilfsmerkmale 5.8

Hilfsmittelberater 13.13

ICANN 23.14

Identifizierung 2.2.2; 2.2.3; 3.1.6; 5.10; 5.11; 7.10; 7.11; 8.3;
8.8.2; 8.8.4; 9.9; 10.2; 13.5

Identifizierung (elektronische) 3.1.6; 8.3

Identifizierungsmittel (elektronische) 8.3

Identifizierungsverfahren 7.11

Identität, gestohlene 5.14.3
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Identitätsmanagement 5.10; 5.14.2

Industrie 4.0 18.1

Infopost 9.1.10

Informationsaustausch über Finanzkonten 7.9

Informationsfreiheit 1.2.2

Informations- und Analyseverbund 6.3

Infos 2.6

Innere Sicherheit 5.13.5

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 9.2.3; 16.2

Institut für Wehrmedizinalstatistik und Berichtswesen der Bun-
deswehr

11.1.2

Intelligente Messsysteme 8.2; 18.1

Intelligente Netze 3.1.4; 8.2; 18.1

Intelligente Stromzähler 8.2

Intelligentes Stromnetz 14.7

Internal Market Information System (IMI) 8.1

Internal Revenue Service (IRS) 7.5

Internationaler Pakt über Bürgerliche und Politische Rech-
te (IPBPR)

4.1; 4.3; 18.1

Internationales Recht 4.3

Internationales Seeschifffahrtsregister 14.5

Internetangebote der Bundesbehörden 8.9.3

Internetprotokoll Version sechs (IPv6) 23.15

„Internet der Dinge“ 3.1.4; 4.3

IP-Adressen 8.8; 8.8.2; 9.2.1; 23.12

IT-Gipfel 8.5; 18.1

IT-Konsolidierung 5.14.4; 18.1

IT-Planungsrat 5.10

IT-Sicherheit 2.1.2; 2.2.2; 5.10; 5.14.1; 5.14.5; 6.3; 9.5;
9.9; 13.14; 18.1

IT-Sicherheitskonzept 7.1; 7.7; 10.3; 11.1.1; 13.4; 16.2; 17.1; 23.9

JOBBÖRSE 9.2; 9.2.1

Jobcenter 9.1; 9.1.1; 9.1.2; 9.1.3; 9.1.4; 9.1.5; 9.1.6;
9.1.7; 9.1.8; 9.1.9; 9.1.10; 9.3.2

Karlsruher Institut für Technologie (KIT) 14.7

Kassenärztliche Vereinigung 13.2; 13.6; 13.14

Kindergeldakten 7.8; 11.3

Kirchensteuer 7.6

Kommunikation (elektronische) 13.2; 14.7

Konsolidierung 5.14.4; 18.1

Kontakt- und Begleitperson 5.13.1; 5.13.3

Kontenabruf 7.2; 9.1.1; 9.1.4

Kontoauszüge 9.1.1

Konvention 108 4.6

Konzern 4.7.2; 8.8.3; 8.8.9; 9.3.1

Kraftfahrtbundesamt (KBA) 14.4

Kraftfahrzeugsteuer 7.7

Krankenarchiv 11.1.2

Krankengeldfallmanagement 13.7; 13.7.1; 13.7.2

Kriminalakte 5.13.1; 6.3

Kriterienkatalog 2.3.2; 5.11

Kritische Infrastrukturen 5.14.5

KV-SafeNet 13.14

Lagebericht „Innere Sicherheit“ 5.13.5

Lastschrifteinzugsermächtigungen 7.7

Lehrkräfte 23.3

Leistungsbeschreibung (Standardisierende) 5.13.6

Lichtbild 13.2; 13.3

Löschkonzept 10.3; 11.1.1; 13.10; 14.3; 14.5; 23.8

Logo 9.1.7

Lohnsteuerabzugsmerkmale (elektronische) (ELStAM) 7.1

Lohnsteuerkarte (elektronische) 7.1

Luft- und Raumfahrtmedizin der Luftwaffe 11.1.1

Mandantentrennung 5.14.4; 17.1

Marktortprinzip 1.1; 1.2.6; 1.2.7

Marktwächter 6.4

Maßnahmen (technisch-organisatorische) 14.3; 14.5

Maßnahmeträger 23.3

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung (MDK) 13.7.1; 13.8; 13.11; 13.13

Mehrwertdienst 8.8.6; 8.10.1

Meinungsfreiheit 1.2.1; 1.2.2; 2.3.2

Meldepflicht 2.6; 4.5; 8.8.1; 18.1

Melderegisterauskunft 5.15

Messsystemverordnung 8.2
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Identitätsmanagement 5.10; 5.14.2

Industrie 4.0 18.1

Infopost 9.1.10

Informationsaustausch über Finanzkonten 7.9

Informationsfreiheit 1.2.2

Informations- und Analyseverbund 6.3

Infos 2.6

Innere Sicherheit 5.13.5

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 9.2.3; 16.2

Institut für Wehrmedizinalstatistik und Berichtswesen der Bun-
deswehr

11.1.2

Intelligente Messsysteme 8.2; 18.1

Intelligente Netze 3.1.4; 8.2; 18.1

Intelligente Stromzähler 8.2

Intelligentes Stromnetz 14.7

Internal Market Information System (IMI) 8.1

Internal Revenue Service (IRS) 7.5

Internationaler Pakt über Bürgerliche und Politische Rech-
te (IPBPR)

4.1; 4.3; 18.1

Internationales Recht 4.3

Internationales Seeschifffahrtsregister 14.5

Internetangebote der Bundesbehörden 8.9.3

Internetprotokoll Version sechs (IPv6) 23.15

„Internet der Dinge“ 3.1.4; 4.3

IP-Adressen 8.8; 8.8.2; 9.2.1; 23.12

IT-Gipfel 8.5; 18.1

IT-Konsolidierung 5.14.4; 18.1

IT-Planungsrat 5.10

IT-Sicherheit 2.1.2; 2.2.2; 5.10; 5.14.1; 5.14.5; 6.3; 9.5;
9.9; 13.14; 18.1

IT-Sicherheitskonzept 7.1; 7.7; 10.3; 11.1.1; 13.4; 16.2; 17.1; 23.9

JOBBÖRSE 9.2; 9.2.1

Jobcenter 9.1; 9.1.1; 9.1.2; 9.1.3; 9.1.4; 9.1.5; 9.1.6;
9.1.7; 9.1.8; 9.1.9; 9.1.10; 9.3.2

Karlsruher Institut für Technologie (KIT) 14.7

Kassenärztliche Vereinigung 13.2; 13.6; 13.14

Kindergeldakten 7.8; 11.3

Kirchensteuer 7.6

Kommunikation (elektronische) 13.2; 14.7

Konsolidierung 5.14.4; 18.1

Kontakt- und Begleitperson 5.13.1; 5.13.3

Kontenabruf 7.2; 9.1.1; 9.1.4

Kontoauszüge 9.1.1

Konvention 108 4.6

Konzern 4.7.2; 8.8.3; 8.8.9; 9.3.1

Kraftfahrtbundesamt (KBA) 14.4

Kraftfahrzeugsteuer 7.7

Krankenarchiv 11.1.2

Krankengeldfallmanagement 13.7; 13.7.1; 13.7.2

Kriminalakte 5.13.1; 6.3

Kriterienkatalog 2.3.2; 5.11

Kritische Infrastrukturen 5.14.5

KV-SafeNet 13.14

Lagebericht „Innere Sicherheit“ 5.13.5

Lastschrifteinzugsermächtigungen 7.7

Lehrkräfte 23.3

Leistungsbeschreibung (Standardisierende) 5.13.6

Lichtbild 13.2; 13.3

Löschkonzept 10.3; 11.1.1; 13.10; 14.3; 14.5; 23.8

Logo 9.1.7

Lohnsteuerabzugsmerkmale (elektronische) (ELStAM) 7.1

Lohnsteuerkarte (elektronische) 7.1

Luft- und Raumfahrtmedizin der Luftwaffe 11.1.1

Mandantentrennung 5.14.4; 17.1

Marktortprinzip 1.1; 1.2.6; 1.2.7

Marktwächter 6.4

Maßnahmen (technisch-organisatorische) 14.3; 14.5

Maßnahmeträger 23.3

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung (MDK) 13.7.1; 13.8; 13.11; 13.13

Mehrwertdienst 8.8.6; 8.10.1

Meinungsfreiheit 1.2.1; 1.2.2; 2.3.2

Meldepflicht 2.6; 4.5; 8.8.1; 18.1

Melderegisterauskunft 5.15

Messsystemverordnung 8.2
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Microsoft 8.9.2; 9.3.2

Mindestniveau, datenschutzrechtliches 6.10

Mitarbeiter- und Beschwerderegister 7.4

Mitarbeiterbefragung 5.7.2

Mitarbeiterscreening 9.3.1

Mobiles Geschütztes Fernmeldeaufklärungs-System der Bun-
deswehr

11.2

NADA 19.1

Nationale Kohorte 13.5

Nationale Plattform Elektromobilität 14.7

Nationales Waffenregister (NWR) 5.21; 5.22

National Security Agency (NSA) 1.2.6; 2.1; 2.1.1; 2.1.2; 5.14; 9.3.2; 22.4; 22.5

Normenscreening 5.1

Notrufleitstelle 14.6

Notrufortung 23.11

NSA-Skandal 2.1; 2.1.1; 2.1.2

Obama 4.7.1

OECD 4.2; 4.5; 7.9; 18.1

OECD Privacy Guidelines 4.5

OECD Standard 7.9

Öffentlicher Bereich 1.1; 1.2.1

Öffentlichkeitsfahndung 2.0 6.2

OMS (Optimierte Meldeverfahren in der Sozialen Sicherung) 9.9

One-Stop-Shop 1.2.5; 3.1.1

Onlinewahl 12.1

Open-Data-Richtlinie 3.1.6

Orientierungshilfen 2.6; 4.3

Papiermüll, sensibler 9.1.2

Passwort 5.14.3; 16.2

Personalakte 5.7.1; 5.7.4; 5.7.5; 11.1.1; 11.3; 23.5

Personalakte (elektronische) 23.5

Personalausweis 5.1; 5.10; 5.12; 5.22; 7.11; 8.3; 14.5

Personaldatenverarbeitung 5.7.3; 5.7.4

PNR 3.1.5; 4.7.3

polizeiliches Informationssystem (INPOL) 5.13.1; 5.13.2; 6.3

Polizeivollzugsdienst beim Deutschen Bundestag 21.1

Post 2.4; 2.5; 2.6; 8.8.8; 8.10.1; 9.1.7; 9.1.10;
11.1.3

PRISM-Programm 1.2.6

privacy by default 2.2.2; 2.2.3; 14.1; 14.7; 18.1

privacy by design 2.2.2; 2.2.3; 14.1; 14.7; 18.1

Privacy Extensions 23.15

Prividor 8.8; 22.6

Profilbildung 1.2.7; 3.1.1; 3.1.4

Profiling 1.1; 1.2.7; 4.3

Projektdatei 5.13.8; 14.4

Pseudonymisierung 1.2.4; 1.2.7; 3.1.4; 2.2.3; 9.4; 9.5

PSI (public sector information) 3.1.6

Qualitätssicherung 8.8.7; 8.10.1; 13.6; 14.4

Quellen-Telekommunikationsüberwachung 5.13.6

Rechtsschutz 3.4

Reform des Datenschutzrechtsrahmens der EU 4.2

Rehabilitationsträger 9.7

Reha-Entlassungsberichte 9.8

Richtlinien zur Datensicherheit 4.5

Risikobasierter Ansatz 1.2.3

Robert-Koch-Institut 15.1

Runder Tisch „Automatisiertes Fahren“ 14.1

Safe-Harbor 1.2.6; 4.7.1

Schuldnerverzeichnis 6.6.1; 6.6.2

Schwangerschaftstests 11.1.3

Scoring 5.3; 8.8.3

Seeamt Kiel 14.3

Seeleute-Ausweis 14.5

Seeleute-Befähigungsverzeichnis (SBV) 14.5

Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz (SUG) 14.3

Seeunfälle 14.3

Selbstregulierung 18.1

SEPA-Verfahren 8.8.8

SEPA-Verordung 7.7

SGB II 9.1; 9.1.3; 9.1.5; 9.1.8; 9.1.9; 9.3.2

SGB III 9.2; 9.2.1; 9.2.3; 17.1; 23.3; 23.4

„Sicheres Surfen“ 5.14.3
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Sicherheitsarchitektur 5.2

Sicherheitsbehörden 2.1.1; 3.1.5; 3.4; 4.7; 5.2; 5.13; 5.13.5;
5.13.8; 5.14.4; 5.16; 5.19; 5.20; 8.8.3; 18.1;
22.5

Signaturen (elektronische) 5.10; 8.3; 13.2; 23.5

Smart Borders 3.3

Smart Grid 14.7

Smart Meter 8.2

Smartphones 4.3; 8.9.4; 13.1; 22.1

Smartwatch 2.2.2; 13.1

Snowden 1.2.6; 2.1.1; 3.1; 3.1.5; 3.4; 4.1; 4.7.1

Social Plugins 8.9.3

Soldaten- und Personalakten 11.3

Soziale Netzwerke 1.2.4; 6.2; 6.4; 8.9

Sozialgeheimnis 5.7.5; 9.1.3; 9.1.4; 9.1.7; 9.1.10; 9.2.2

Sozialleistungsträger 5.7.5; 9.5; 13.5; 13.7; 13.12

Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Garten-
bau (SVLFG)

13.12

Staatsanwaltschaft, Europäisch 6.10

Standardvertragsklauseln 1.2.6; 3.1.3

Standortdaten 4.3; 8.8.4; 23.11; 23.13

Statistikgeheimnisse 5.9

Statistisches Bundesamt 5.8; 5.9; 5.14.4; 9.3.2; 23.9

Stasi-Unterlagen 1.2.1; 17.2

Steuer-Identifikationsnummer 7.1; 7.6

Stiftung Datenschutz 2.5

Streitschlichtungsmechanismus 1.2.2

Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen (KiGGS) 15.1

Subgroup Future of Privacy 3.1.1

Subgroup International Transfers 3.1.3

Subgroup Key Provisions 3.1.2

Suchmaschinen 1.2.2; 2.3; 2.3.2

SWIFT-Abkommen 7.3

Tablets 2.2.2; 4.3; 13.1; 22.1

TAIEX 4.4

TAN 7.11; 5.14.3

Telefonaufzeichnungen 5.13.7

Telekommunikationsbestandsdaten 23.12

Telekommunikationsgesetz 2.4; 5.14.5; 8.8; 8.8.1

Telematik-Infrastruktur 13.2; 13.14

Telemediengesetz 8.9.1; 8.9.3; 9.2.1

Terrorismus 5.13.3; 7.2; 7.10

Trennungsprinzip 5.2

TTIP 4.2; 8.7

Überkreuzprüfungen 9.1.3

Übermittlung (Kontaktdaten) 9.2.1

umbrella agreement 3.4

Umschlagsverfahren 13.8

Umweltbundesamt 15.1

Unabhängigkeit 2.4; 3.1.1; 13.6

Unfallversicherungsträger 9.6; 97

Unterkunftskosten 9.1.8

Unterstützungspflicht 9.1.9

USA 3.1.5; 3.4; 4.7; 4.7.1; 4.7.2; 4.7.3; 6.1; 7.3;
7.5; 7.9; 8.7; 13.1

Verband der deutschen Automobilindustrie (VDA) 14.1

Verbandsklagerecht 6.1; 6.4; 18.1

Verbindliche unternehmensinterne Vorschriften (BCR) 1.2.6; 3.1.3

VerBIS 9.1.3; 9.2.1

Verbraucherschutzverbände 6.4

Verbraucherverbände 6.1

Vereinte Nationen 4.1; 4.3; 18.1

Verfahren automatisierter Verarbeitung 2.6

Verfahrensverzeichnis 2.6; 11.1.1; 22.2; 23.1

Verfassungsschutz 5.13.8; 6.3; 18.1

Vergabestelle für Berechtigungszertifikate 5.1

Verhaltenskodizes 1.2.6

Verkehrsdaten 8.8; 8.8.3; 8.8.4; 8.8.5; 8.8.6; 23.14

Vermittlungsvorschlag 9.2.1

Vernichtung 5.14; 8.4; 8.10.1; 9.5; 17.1

Veröffentlichungen 1.2.2; 2.6

Veröffentlichungsportale 6.6; 6.6.2

Verordnung über die Errichtung einer europäischen Staatsan-
waltschaft

6.10
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Vergabestelle für Berechtigungszertifikate 5.1
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Vermittlungsvorschlag 9.2.1

Vernichtung 5.14; 8.4; 8.10.1; 9.5; 17.1
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Veröffentlichungsportale 6.6; 6.6.2

Verordnung über die Errichtung einer europäischen Staatsan-
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Verschlüsselung 7.6; 8.5; 8.6; 18.1

Versorgungsmanagement 13.7

Vertrauensdienste 3.1.6; 5.10; 8.3

Verwaltungsvereinbarung 5.7.1; 21.1

Videoanhörung 5.23

Videotechnik 7.11; 9.1.6; 14.4

Videoüberwachung 5.4; 5.6; 9.1.6; 9.3.1; 17.2; 22.1

Videoüberwachungstechnik 5.4; 9.1.6; 22.1

Videoüberwachungstechnik, mobile 5.4

Visa-Informationssystem 5.17

Visa-Warndatei 5.19

Visa-Warndateigesetz (VWDG) 5.19

Visum 5.17; 5.19; 5.20

Visumsantragsdaten 5.20

Volkszählung 1.2.3; 6.3; 23.9

Vollstreckungsportal der Länder 6.6.1

Vorgesetztenfeedbacks 5.7.2

Vorratsdatenspeicherung 1.2.4; 2.2.1; 2.3; 2.3.1; 3.15; 4.7.3; 23.12

Waffengesetz 5.21

Waffenregister 5.21; 5.22

Waffenrichtlinie, Europäisch 5.21

Warndienst 5.14.3

Wearables 1.2.7

Wehrfliegerverwendungsfähigkeit 11.1.1

Whistleblowing 9.3.1

Wirtschafts- oder Kreditauskunftei 5.3

Wissenschaftliche Forschung 5.25; 9.5; 13.5

Wohngeld 9.1.5

Wohnsitz 6.6.1

Working Party on Security and Privacy in the Digital Econo-
my (WP SPDE)

4.5

Wunddokumentation 23.6

Zensus 5.8; 23.9

Zentraldatei „Politisch motivierte Kriminalität-links“ 23.10

Zentrales Fahrzeugregister (ZFZR) 14.4

Zentrales Staatsanwaltliches Verfahrensregister 6.9

Zentralstelle 5.13.1; 5.13.2; 5.13.3; 5.13.7; 18.1

Zertifikate, digitale 9.9

Zertifizierung 3.1.3; 4.7.1; 4.7.2; 5.11; 8.5; 8.8.3; 18.1; 22.2

Zertifizierungsstelle 5.1

Zusammenarbeit 1.2.5; 2.1.1; 2.5; 3.1.3; 3.1.5; 4.2; 4.3; 4.4;
4.5; 4.6; 5.2; 6.5; 7.9; 8.4; 9.6; 10.1; 13.5;
13.12; 16.2; 18.1; 23.5

Zusatzversicherung, private 13.9

Zweckbindung 1.2.7; 2.2.1; 3.1.2; 3.1.4; 4.3; 4.5; 5.13.2;
5.15; 7.9; 7.10; 8.3; 9.2.1; 13.12; 18.1; 19.1 

Zwei-Faktor-Authentifizierung 5.14.3

Zwischenarchiv, digitales 5.1; 17.1
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Abkürzungsverzeichnis/Begriffe

A2LL Alg II-Leistungen zum Lebensunterhalt

AA Agenturen für Arbeit

AA Auswärtiges Amt

a. a. O am angegebenen Orte

ACTA Anti-Counterfeiting Trade Agreement

ABl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

ABG Automatisierte und biometriegestützte Grenzkontrolle

ABMG Autobahnmautgesetz

Abs. Absatz

ADAMS Anti Doping Administration and Management System

AEO Authorized Economic Operator

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

AG Aktiengesellschaft, aber auch: Arbeitsgruppe

AG Amtsgericht

AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen

ALG II Arbeitslosengeld II

ALLEGRO Alg II-Leistungsverfahren Grundsicherung Online

Alt. Alternative

AND Andere Nachrichtendienste

AO Abgabenordnung

AOK Allgemeine Ortskrankenkasse

AOS Allianz Ortungs Services GmbH

APAK Abschlussprüferaufsichtskommission

APEC Asia Pacific Economic Cooperation

ARGE Arbeitsgemeinschaften nach dem Sozialgesetzbuch II

Art. Artikel

AS Autorisierte Stelle

ATD Antiterrordatei

ATDG Antiterrordateigesetz

ATM Asynchronous Transfer Mode

AufenthG Aufenthaltsgesetz

AufenthV Aufenthaltsverordnung

AuslG Ausländergesetz

AVV Allgemeine Verwaltungsvorschrift

AWG Außenwirtschaftsgesetz

Az. Aktenzeichen

AZR Ausländerzentralregister

AZRG Gesetz über das Ausländerzentralregister

BA Bundesagentur für Arbeit 

BAFA Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz

BAG Bundesamt für Güterverkehr

BAköV Bundesakademie für öffentliche Verwaltung

BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

BArchG Bundesarchivgesetz

BASt Bundesanstalt für Straßenwesen

BAZ Bundesamt für den Zivildienst

BBG Bundesbeamtengesetz

BBK Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe

BBR Bundesanstalt für Bauwesen und Raumordnung

BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

BCR Binding Corporate Rules; verbindliche unternehmensinterne Datenschutzre-
gelungen
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Abkürzungsverzeichnis/Begriffe
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BDBOS Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben

bDSB behördlicher Datenschutzbeauftragter

BDSG Bundesdatenschutzgesetz

Bea Bescheinigungen elektronisch annehmen

BerCA Berechtigungszertifikateanbieter

BevStatG Bevölkerungsstatistikgesetz

BfA Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

BFD Bundesfinanzdirektion

BFDG Bundesfreiwilligendienstgesetz

BfDI Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit

BfD/BA Beauftragter für den Datenschutz der Bundesanstalt für Arbeit

BfDBw behördlicher Datenschutzbeauftragter in der Bundeswehr

BFH Bundesfinanzhof

BfJ Bundesamt für Justiz

BfV Bundesamt für Verfassungsschutz

BGBl. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof

BISp Bundesinstitut für Sportwissenschaft

BITKOM Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medi-
en e. V.

BKA Bundeskriminalamt

BKAG Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten

Bluetooth Standard für die drahtlose Übermitlung von Sprache und Daten im Nahbe-
reich

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMEL Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

BMG Bundesministerium für Gesundheit

BMI Bundesministerium des Innern

BMJV Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz

BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

BMVg Bundesministerium der Verteidigung

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BMUB Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

BND Bundesnachrichtendienst

BNDG Gesetz über den Bundesnachrichtendienst

BNetzA Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Ei-
senbahnen

BR Bundesrat

BR-Drs. Bundesratsdrucksache

BSG Bundessozialgericht

BSH Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie

BSI Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik

BSIG BSI-Gesetz

BStU Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR

BT Bundestag

BT-Drs. Bundestagsdrucksache

BVA Bundesversicherungsamt

BVA Bundesverwaltungsamt

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

BVerfSchG Bundesverfassungsschutzgesetz

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

BVV Bundesvermögensverwaltung

BZR Bundeszentralregister



BfDI 25. Tätigkeitsbericht 2013-2014 – 299 –

BDBOS Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben

bDSB behördlicher Datenschutzbeauftragter

BDSG Bundesdatenschutzgesetz

Bea Bescheinigungen elektronisch annehmen

BerCA Berechtigungszertifikateanbieter

BevStatG Bevölkerungsstatistikgesetz

BfA Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

BFD Bundesfinanzdirektion

BFDG Bundesfreiwilligendienstgesetz

BfDI Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit

BfD/BA Beauftragter für den Datenschutz der Bundesanstalt für Arbeit

BfDBw behördlicher Datenschutzbeauftragter in der Bundeswehr

BFH Bundesfinanzhof

BfJ Bundesamt für Justiz

BfV Bundesamt für Verfassungsschutz

BGBl. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof

BISp Bundesinstitut für Sportwissenschaft

BITKOM Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medi-
en e. V.

BKA Bundeskriminalamt

BKAG Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten

Bluetooth Standard für die drahtlose Übermitlung von Sprache und Daten im Nahbe-
reich

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMEL Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

BMG Bundesministerium für Gesundheit

BMI Bundesministerium des Innern

BMJV Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz

BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

BMVg Bundesministerium der Verteidigung

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BMUB Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

BND Bundesnachrichtendienst

BNDG Gesetz über den Bundesnachrichtendienst

BNetzA Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Ei-
senbahnen

BR Bundesrat

BR-Drs. Bundesratsdrucksache

BSG Bundessozialgericht

BSH Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie

BSI Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik

BSIG BSI-Gesetz

BStU Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR

BT Bundestag

BT-Drs. Bundestagsdrucksache

BVA Bundesversicherungsamt

BVA Bundesverwaltungsamt

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

BVerfSchG Bundesverfassungsschutzgesetz

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

BVV Bundesvermögensverwaltung

BZR Bundeszentralregister



– 300 – BfDI 25. Tätigkeitsbericht 2013-2014

BZRG Bundeszentralregistergesetz

BZSt Bundeszentralamt für Steuern

bzw. beziehungsweise

ca. circa

CAA Competent Authority Agreement

CBPR Cross Border Privacy Rules

CC Common Criteria

CD / CD-ROM Compact Disc - Read Only Memory

CDR Call Data Records

CIA Central Intelligence Agency, USA

CRS Common Reporting Standard

DA-KG Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz

DA-PVD Dienstanweisung für den Polizeivollzugsdienst beim Deutschen Bundestag

DB Deutsche Bahn

d. h. das heißt

DDR Deutsche Demokratische Republik 

DECT Digital Enhanced Cordless Telecommunications

DHR Deutsches Hämophilieregister

DIBAS Digitalisierung von Schriftgut der Bundesagentur für Arbeit

DLZ Dienstleistungszentrum

DMDA akkreditierte De-Mail-Diensteanbieter

DNS Domain Name System

DNT Do not track

Dok. Dokument

DPAG Deutsche Post AG

DPI Deep Packet Inspection

DPIA Data Protection Impact Assessment

DPMA Deutsches Patent- und Markenamt

DRM Digital Rights Management (Digitales Rechte Management)

Drs. Drucksache

DRV Bund Deutsche Rentenversicherung Bund

DSK Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder

DSL Digital Subscriber Line

DSRV Datenstelle der Träger der Rentenversicherung

DTAG Deutsche Telekom AG

Düsseldorfer Kreis Koordinierungsgremium der obersten Aufsichtsbehörden für den 
Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich

DV/dv Datenverarbeitung

DVB-C Digital Video Broadcasting-Cable

DWH Data Warehouse

E-Akte elektronische Akte

eAT elektronischer Aufenthaltstitel

e. V. eingetragener Verein

E-Commerce Elektronic Commerce/Elektronischer Handel

ED Erkennungsdienst

EDPS Europäischer Datenschutzbeauftragter

EDV Elektronische Datenverarbeitung

EETS / EEMD Europäischer Elektronischer Mautdienst

EG Europäische Gemeinschaft(en)

eGK elektronische Gesundheitskarte

EG-ZIS Europäisches Zollinformationssystem

EGGVG Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz

EHUG Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister 
sowie das Unternehmensregister

EIS Europäisches Informationssystem

eID elektronischer Identitätsnachweis, elektronische Identitätsfunktion



BfDI 25. Tätigkeitsbericht 2013-2014 – 301 –

BZRG Bundeszentralregistergesetz

BZSt Bundeszentralamt für Steuern

bzw. beziehungsweise

ca. circa

CAA Competent Authority Agreement

CBPR Cross Border Privacy Rules

CC Common Criteria

CD / CD-ROM Compact Disc - Read Only Memory

CDR Call Data Records

CIA Central Intelligence Agency, USA

CRS Common Reporting Standard

DA-KG Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz

DA-PVD Dienstanweisung für den Polizeivollzugsdienst beim Deutschen Bundestag

DB Deutsche Bahn

d. h. das heißt

DDR Deutsche Demokratische Republik 

DECT Digital Enhanced Cordless Telecommunications

DHR Deutsches Hämophilieregister

DIBAS Digitalisierung von Schriftgut der Bundesagentur für Arbeit

DLZ Dienstleistungszentrum

DMDA akkreditierte De-Mail-Diensteanbieter

DNS Domain Name System

DNT Do not track

Dok. Dokument

DPAG Deutsche Post AG

DPI Deep Packet Inspection

DPIA Data Protection Impact Assessment

DPMA Deutsches Patent- und Markenamt

DRM Digital Rights Management (Digitales Rechte Management)

Drs. Drucksache

DRV Bund Deutsche Rentenversicherung Bund

DSK Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder

DSL Digital Subscriber Line

DSRV Datenstelle der Träger der Rentenversicherung

DTAG Deutsche Telekom AG

Düsseldorfer Kreis Koordinierungsgremium der obersten Aufsichtsbehörden für den 
Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich

DV/dv Datenverarbeitung

DVB-C Digital Video Broadcasting-Cable

DWH Data Warehouse

E-Akte elektronische Akte

eAT elektronischer Aufenthaltstitel

e. V. eingetragener Verein

E-Commerce Elektronic Commerce/Elektronischer Handel

ED Erkennungsdienst

EDPS Europäischer Datenschutzbeauftragter

EDV Elektronische Datenverarbeitung

EETS / EEMD Europäischer Elektronischer Mautdienst

EG Europäische Gemeinschaft(en)

eGK elektronische Gesundheitskarte

EG-ZIS Europäisches Zollinformationssystem

EGGVG Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz

EHUG Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister 
sowie das Unternehmensregister

EIS Europäisches Informationssystem

eID elektronischer Identitätsnachweis, elektronische Identitätsfunktion



– 302 – BfDI 25. Tätigkeitsbericht 2013-2014

EJG Eurojust-Gesetz

eKA elektronische Kriminalakte

ELENA Elektronischer Entgeltnachweis

ELStAM Elektronische LohnSteuerAbzugsMerkmale

ELSTER Elektronische Steuererklärung

E-Mail Electronic Mail

EMF Elektromagnetische Felder

EnWG Energiewirtschaftsgesetz

EP Europäisches Parlament

EPC Electronic Product Code — Der EPC besteht aus vier Datenblöcken zur
Identifizierung der Version, des Herstellers, der Produktkategorie und des
individuellen Gegenstands

EPCglobal EPCglobal Inc. ist ein Joint Venture zwischen EAN International und dem
Uniform Code Council (UCC). Die Aufgabe des Nonprofit-Unternehmens
liegt in der kommerziellen Vermarktung sowie der Administration des EPC 

ERP Enterprise Resource Planning = Software der Firma SAP

EStA Register der Entscheidungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten

EstG Einkommensteuergesetz

etc. ecetera

eTIN Lohnsteuerliches Ordnungsmerkmal

EU Europäische Union

EuGH Europäischer Gerichtshof

Eurodac Europäisches daktyloskopisches Fingerabdrucksystem zur Identifizierung 
von Asylbewerbern

Europol Europäisches Polizeiamt

EVN Einzelverbindungsnachweis

EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

f. folgend

FATCA-Abkommen Foreign Account Tax Compliance Act
(US Gesetz zur Erfassung von Vermögenswerten von in den USA steuer-
pflichtigen Personen und Gesellschaften auf Konten im (US-)Ausland

FATF Financial Action Task Force, Arbeitskreis Maßnahmen zur Geldwäschebe-
kämpfung

FAQ Frequently Asked Questions (häufig gestellte Fragen)

FBI Federal Bureau of Investigation, USA

FDZ Forschungsdatenzentrum

ff. folgende

FFI Foreign Financial Institution (ausländische Finanzinstitute)

FG Finanzgericht

FGO Finanzgerichtsordnung

FH Bund Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung

FIFA Fédération Internationale de Football Association

Finanzagentur Bundesrepublik Deutschland Finanzagentur GmbH

FKS Finanzkontrolle Schwarzarbeit

FTC Federal Trade Commission

FVG Finanzverwaltungsgesetz

G10 Artikel-10-Gesetz

GAC Governmental Advisory Committee

GASIM Gemeinsames Analyse- und Strategiezentrum Illegale Migration

GBA Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof

gem. gemäß

GDV Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft

GETZ Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

GGO Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien

GIW Geoinformationswirtschaft

GIZ Internetzentrum

GJVollz-E Gesetzentwurf zur Regelung des Jugendstrafvollzugs
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GKI Gemeinsame Kontrollinstanz

GKV Gesetzliche Krankenversicherung

GKV-WSG Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GMBl Gemeinsames Ministerialblatt

GMG Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung

GPEN Global Privacy Enforcement Network

GPS Global Positioning System

GRCh EU-Grundrechtecharta

GS1 Global Standards One

GSM Global System for Mobile Communications

GTAZ Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum

GwG Geldwäschegesetz

HEGA Handlungsempfehlung/Geschäftsanweisung der BA

HIS Hinweis- und Informationssystem

HKP häusliche Krankenpflege

HPC Health Professional Card

HSM Hardware Security Modul

HTTP Hypertext Transfer Protocol

HVBG Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften

HZA Hauptzollamt

IAB Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

IATA International Air Transport Association

i. d. F. in der Fassung

i. d. R. in der Regel

i. S. d. im Sinne des (der)

i. S. v. im Sinne von

i. V. m. in Verbindung mit

ICANN Internet Corporation for Assigned Names and Numbers

ICAO International Civil Aviation Organization

ICHEIC International Commission on Holocaust Era Insurance Claims

ICO The Information Commissioner’s Office

IFG Informationsfreiheitsgesetz

IFOS-Bund Interaktives Fortbildungssystem für die Bundesverwaltung

IHK Industrie- und Handelskammer

IKPO Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation

IKT Informations- und Kommunikationstechnologie

ILO International Labour Organization

IMI Internal Market Information System (Binnenmarktinformationssystem)

IMK Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder

IMSI International Mobile Subscriber Identity

INPOL Informationssystem der Polizei

InsO Insolvenzordnung

IntV Integrationskursverordnung

IP Internet Protocol

IPBPR Internationaler Pakt über Bürgerliche und Politische Rechte

IPR Internationales Privatrecht

IPv6 Internet Protocol Version 6

IRS Internal Revenue Service (Bundessteuerbehörde der USA)

ISDN Integrated Services Digital Network

ISO International Organization for Standardization

ISPPI International Standard for the Protection of Privacy and Personal Informa-
tion

IT Informationstechnik

IVBB Informationsverbund Berlin-Bonn
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JI-Rat Rat der Innen- und Justizminister der Europäischen Union

KBA Kraftfahrt-Bundesamt

KdU Kosten der Unterkunft und Heizung

KEV Kontrolleinheit Verkehrswege

KFU Krebsfrüherkennungsrichtlinien

Kfz Kraftfahrzeug

KIWI Kindergeld-Windows-Implementierung

KOM Europäische Kommission

KWG Kreditwesengesetz

LfD Landesbeauftragter für den Datenschutz

LfV Landesamt für Verfassungsschutz

LG Landgericht

lit. litera (=Buchstabe)

LKA/LKÄ Landeskriminalamt/Landeskriminalämter

LuftSiG Gesetz zur Neuregelung von Luftsicherheitsaufgaben (Luftsicherheitsgesetz)

m. E. meines Erachtens

MAD Militärischer Abschirmdienst

MAK Mindestanforderungen an das Kreditgeschäft der Kreditinstitute

MBR Mitarbeiter- und Beschwerderegister

MDK Medizinischer Dienst der Krankenversicherung

MfS Ministerium für Staatssicherheit

MI6 Military Intelligence, Section 6

MRI Max-Rubner-Institut

MRRG Melderechtsrahmengesetz

MSISDN Mobile Subscriber ISDN Number

MSU Mail Sampling Unit

MVDS Multifunktionaler Verdienstdatensatz

MVP zentrale Melde- und Veröffentlichungsplattform der BaFin

m. w. N. mit weiteren Nachweisen

MZG Mikrozensusgesetz

NADIS Nachrichtendienstliches Informationssystem

NADIS-WN Narichtendienstliches Informationssystem - Wissensnetz

NATO North Atlantic Treaty Organization

NEMONIT Nationales Ernährungsmonitoring

NFC Near Field Communication

NGN Next Generation Network

NJW Neue Juristische Wochenschrift

nPA elektronischer Personalausweis, neuer Personalausweis

Nr. Nummer

NWR Nationales Waffenregister

NWRG Gesetz zur Errichtung eines Nationalen Waffenregisters

o. a. oben aufgeführt

OCR Optical Character Recognition (Optische Zeichenerkennung)

o. g. oben genannt

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

OFD Oberfinanzdirektion

OK Organisierte Kriminalität

OLAF Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung

OMS Optimierte Meldeverfahren in der sozialen Sicherung

Opol Operational Point of Contact

OVG Oberverwaltungsgericht

OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten

P23R Prozessdatenbeschleuniger

PassG Passgesetz
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PAVOS Polizeiliches Auskunfts- und Vorgangsbearbeitungssystem (beim BGS)

PbD Privacy by Design

PC Personalcomputer

PCAOB Public Company Accounting Oversight Board
(amerikanische Aufsichtsbehörde für Wirtschaftsprüfer)

PCC Privacy Commissioner of Canada

PDA Personal Digital Assistant

PEI Paul-Ehrlich-Institut

PEP politisch exponierte Personen

PersauswG Personalausweisgesetz

PIA Privacy Impact Assessment

PIN Persönliche Identifikationsnummer

PKGr Parlamentarisches Kontrollgremium

PMK-Links-Z Zentraldatei „Politisch motivierte Kriminalität-links“

PNR Passenger Name Record

Protection Profile Schutzprofil

Ratsdok. Ratskokument (EU)

RatSWD Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten

Rdn. Randnummer

Reha Rehabilitation

REHA-Maßnahmen Rehabilitationsmaßnahme

RFID Radio Frequency Identification — Transpondertechnik für die berührungslo-
se Erkennung von Objekten

RFID-Chip Radio Frequency Identification-Chip (Funkchip)

RFV Registratur Fachverfahren

RiStBV Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren

RKI Robert-Koch-Institut

RLTk Richtlinie Telekommunikation

RSAV Risikostrukturausgleichsverordnung

RVOrgG Organisationsreform in der gesetzlichen Rentenversicherung

S. Seite

SCHUFA Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung

SchuFV Schuldnerverzeichnisführungsverordnung

SchwarzArbG Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz

SDÜ Schengener Durchführungsübereinkommen

SG Soldatengesetz

SGB Sozialgesetzbuch

SGB I Sozialgesetzbuch Erstes Buch (Allgemeiner Teil)

SGB II Sozialgesetzbuch Zweites Buch (Grundsicherung für Arbeitssuchende)

SGB III Sozialgesetzbuch Drittes Buch (Arbeitsförderung)

SGB IV Sozialgesetzbuch Viertes Buch (Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung)

SGB V Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (Gesetzliche Krankenversicherung)

SGB VI Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (Gesetzliche Rentenversicherung)

SGB VII Sozialgesetzbuch Siebentes Buch (Gesetzliche Unfallversicherung)

SGB VIII Sozialgesetzbuch Achtes Buch (Kinder- und Jugendhilfe)

SGB IX Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen)

SGB X Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (Sozialverwaltungsverfahren und Sozialda-
tenschutz)

SGB XI Sozialgesetzbuch Elftes Buch (soziale Pflegeversicherung)

SGB XII Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (Sozialhilfe)

SigG Signaturgesetz

SIM Subscriber Identity Module

SiMKo2 Sichere Mobile Kommunikation

SMS Short Message Service

SNS Sichere Netzübergreifende Sprachkommunikation

SOG Gesetz über öffentliche Sicherheit und Ordnung

sog. so genannt
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sog. so genannt
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SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

STADA Staatsangehörigkeitsdatei

StAG Staatsangehörigkeitsgesetz

Stasi Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR

StDAV Steuerdaten-Abruf-Verordnung

StDÜV Steuerdatenübermittlungsverordnung

Steuer-ID Steuer-Identitätsnummer

StGB Strafgesetzbuch

StPO Strafprozessordnung

StUG Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz)

StVBG Steuerverkürzungsbekämpfungsgesetz

StVergAbG Steuervergünstigungsabbaugesetz

StVG Straßenverkehrsgesetz

StVollzG Strafvollzugsgesetz

SDDSG Suchdienstedatenschutzgesetz

SÜFV Sicherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung

SÜG Sicherheitsüberprüfungsgesetz

SUG Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz

SWIFT Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication

TAB Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag

TAL Teilnehmeranschlussleitung

TAN Transaktionsnummer

TB Tätigkeitsbericht

TBG Terrorismusbekämpfungsgesetz

TFG Transfusionsgesetz

TFTP Terrorist Finance Tracking Program

THW Bundesanstalt Technisches Hilfswerk

TK Telekommunikation

TKG Telekommunikationsgesetz

TKÜ Telekommunikationsüberwachung

TMG Telemediengesetz

TNB Teilnehmernetzbetreiber

TOP Tagesordnungspunkt

TR Technische Richtlinie

TTIP Transatlantic Trade and Investment Partnership

u. a. unter anderem

u. ä. und ähnliches

UAS Unmanned Aerial Systems

u. U. unter Umständen

UIG Umweltinformationsgesetz

UKlaG Unterlassungsklagengesetz

ULD Unabhängiges Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein

UrhG Urheberrechtsgesetz

URL Uniform Resource Locator

US United States

USA United States of America

UStG Umsatzsteuergesetz

usw. und so weiter

VAM Virtueller Arbeitsmarkt

VBM vorläufiges Bearbeitungsmerkmal

VdAK Verband der Angestellten-Krankenkassen

VDR Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 

VDS Vorratsdatenspeicherung

VerBIS Vermittlungs-, Beratungs- und Informationssystem - IT-Fachverfahren der
Bundesagentur für Arbeit für die Bereiche Vermittlung und Beratung
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ZAG Zentren für Arbeit und Grundsicherung

ZAUBER Abrufverfahren

ZAV Zentrale Auslands- und Fachvermittlung der Bundesagentur für Arbeit

ZDG Zivildienstgesetz

ZensG 2011 Zensusgesetz 2011

ZentrLuRMedLw Zentrum für Luft- und Raumfahrtmedizin der Luftwaffe

ZFdG Zollfahndungsdienstgesetz

ZFER Zentrales Fahrerlaubnisregister

ZIS Zollinformationssystem

ZIVIT Zentrum für Informationsverarbeitung und Informationstechnik

ZKA Zollkriminalamt

ZNwG Zentrum für Nachwuchsgewinnung

ZORA Zukunftsorientierte Retailanwendung

ZPO Zivilprozessordnung

ZSS Zentrale Speicherstelle

ZStV Zentrales Staatsanwaltschaftliches Verfahrensregister

VG Verwaltungsgericht

vgl. vergleiche

VIS Europäisches Visa-Informationssystem

VN Vereinte Nationen

VNB Verbindungsnetzbetreiber

VOIP Voice over IP

VPN Virtual Private Network (dt. virtuelles privates Netz)

vpS Vorbeugender personeller Sabotageschutz

VS Verschlusssache

W3C World Wide Web Consortium

WADA Welt-Anti-Doping-Agentur

WAP Wireless Application Protocol

WehrRÄndG Wehrrechtsänderungsgesetz 2011

WiMax Wordwide Interoperability for Microwave Access

Standard gemäß IEEE 802.16a für lokale Funknetze

WLAN Wireless Local Area Network

WoGG Wohngeldgesetz

WP Working Paper

WPersAV Personalaktenverordnung Wehrpflichtige

WpHGMaAnzV WpHG-Mitarbeiteranzeigeverordnung

WPK Wirtschaftsprüferkammer

WPO Wirtschaftsprüferordnung

WPPJ Working Party Police and Justice (Arbeitsgruppe Polizei und Justiz)

WSA Wasser- und Schifffahrtsamt

www World wide web

XML Extensible Markup Language

z. B. zum Beispiel

z. T. zum Teil
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Tätigkeitsbericht Berichtszeitraum Bundestags-
Drucksachennummer

1. 1978  8/2460

2. 1979  8/3570

3. 1980  9/93

4. 1981  9/1243

5. 1982  9/2386

6. 1983 10/877

7. 1984 10/2777

8. 1985 10/4690

9. 1986 10/6816

10. 1987 11/1693

11. 1988 11/3932

12. 1989 11/6458

13. 1990 12/553

14. 1991 — 1992 12/4805

15. 1993 — 1994 13/1150

16. 1995 — 1996 13/7500

17. 1997 — 1998 14/850

18. 1999 — 2000 14/5555

19. 2001 — 2002 15/888

20. 2003 — 2004 15/5252

21. 2005 - 2006 16/4950

22. 2007 - 2008 16/12600

23. 2009 - 2010 17/5200

24. 2011 - 2012 17/13000
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